Einladung zur Sitzung
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach

Am Donnerstag, dem 16.05.2024, findet um 19:00 Uhr, im groRen Saal im Haus des Gastes in
Gladenbach die 27. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach statt. Hierzu
wird die Bevdlkerung eingeladen.

Bitte beachten: Fiir die 6ffentliche Sitzung ist aufgrund der Corona-Virus-Pandemie nur eine
sehr begrenzte Anzahl von Besuchern/Zuhérern méglich!

Zur Nachverfolgung von Infektionen miissen sich die Besucher in eine Liste mit Name, An-
schrift und Telefonnummer eintragen.

Das Tragen einer medizinischen Mund- und Nasenschutzbedeckung ist verpflichtend.

Vorlaufige Tagesordnung

1. Eréffnung der Sitzung und BegrifRung und Feststellung der Beschlussfahigkeit
2. Feststellung der Tagesordnung
3. Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 21.03.2024
4, Mitteilungen
a) des Stadtverordnetenvorstehers
b) des Magistrates
c) aus den Verbanden
Anfragen
Ortsgericht Gladenbach llI
Wiederwahl des Ortsgerichtsschoffen Hartmut Benner
7. Anderung des Bebauungsplanes ,Im Applergraben, Stadtteil Mornshausen,
Flur 2, Flursticke 128, 133 und 120
8. Entwurfs- und Aufstellungsbeschluss zur 1. Anderung des Bebauungsplans
.Bahnhofsgelande / WESO-Werksgelande®, Erdhausen
9. Abweichung vom Bedarfs- und Entwicklungsplan der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Gla-
denbach

Hier: Mittleres Loschfahrzeug (MLF) Abteilung Weitershausen

10.  Offentlich-rechtliche Vereinbarung tiber die Durchfilhrung der Aufgaben der Gewerbeliber-
wachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren ab 01.10.2024

11.  Neufassung der Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach

12.  Neufassung der GebUhrenordnung zur Satzung uber die Friedhofsordnung der Stadt Gla-
denbach

13.  (Wieder)-einrichtung eines Seniorenrates der Stadt Gladenbach

14. Antrage

14.1 Prufauftrag der SPD-Fraktion vom 26.04.2024 betreffend Einrichtung einer U3
Gruppe und Umzug des evangelischen Kindergartens im Stadtteil Weidenhausen in
die Gebaude der Adolph-Diesterweg-Schule und ggfs. Umzug des Waldkindergar-
tens in unmittelbarer Nahe

14.2 Antrag der SPD-Fraktion vom 29.04.2024 betreffend Umsetzung verkehrssichernde
Mafinahmen zu den morgendlichen Stol3zeiten (07:00 - 08:30 Uhr) in der Weiden-
hauser Stral’e vornehmen zu lassen
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14.3 Antrag der CDU-Fraktion vom 30.04.2024 betreffend Beschilderung und Prifung ei-
nes barrierefreien Zugangs zum Haus des Gastes

14.4 Antrag der CDU-Fraktion vom 30.04.2024 betreffend Verdéffentlichung von Abstim-
mungsergebnissen im Amtsblatt

Roland Petri
Stadtverordnetenvorsteher

Bekanntmachung zur 27. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 2 von 2



STADT GLADENBACH Gladenbach, den 25.04.2024
FD Standesamt und Friedhofsverwaltung

Az.: Vorlage Nr. VL-741/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 29.04.2024

Haupt - und Finanzausschuss 14.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024

Betreff:

Ortsgericht Gladenbach Il
Wiederwahl des Ortsgerichtsschéffen Hartmut Benner

Erlauterung und Begriindung:

Die Amtszeit des Ortsgerichtsschoéffen, Herr Hartmut Benner, Oberstadt 2, 35075 Gladenbach,
endet am 27.April 2024.

Das Ortsgericht Gladenbach Il umfasst die Stadtteile Weidenhausen, Rémershausen und
Rachelshausen.

Herr Benner hat gegenlber der Verwaltung erklart, dass er fur eine Wiederwahl zur Verfigung
steht. Die Amtszeit betragt 5 Jahre.

Gemal § 7 Abs. 2 des Ortsgerichtsgesetzes in der z. Zt. glltigen Fassung, sind dem aufsichts-
fuhrenden Richter des Amtsgerichtes Personen vorzuschlagen, auf die mehr als die Halfte der
Stimmen der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung entfallen. Die Ab-
stimmung hat schriftlich und geheim zu erfolgen. Wenn niemand widerspricht, kann durch Zuruf
oder Handaufheben abgestimmt werden.

Beschlussvorschlag:

Herr Hartmut Benner, Oberstadt 2, 35075 Gladenbach, wird zur Wiederwahl als Ortsgerichtsschoffe
fir den Ortsgerichtsbezirk Gladenbach lll (Weidenhausen, Rémershausen und Rachelshausen)
dem aufsichtsfiihrenden Richter des Amtsgerichtes Biedenkopf vorgeschlagen.

Saskia Spath Rudiger Gotze Peter Kremer
Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiter/in Blrgermeister
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STADT GLADENBACH Gladenbach, den 17.04.2024
FD Bauverwaltung

Az.: Vorlage Nr. VL-733/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 22.04.2024

Bau- und Planungsausschuss 08.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024

Betreff:

Anderung des Bebauungsplanes ,Im Applergraben, Stadtteil Mornshausen,
Flur 2, Flurstiicke 128, 133 und 120

Erlauterung und Begriindung:

Der Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Im Applergraben“ befindet sich am
nordwestlichen Ortsrand von Gladenbach-Mornshausen entlang der Ludwig-Runzheimer-Strale
und umfasst die offentliche Grinflache ,Spielplatz“ im Westen des Plangebietes sowie zwei Wege-
verbindungen inmitten des Wohngebietes. Betroffen sind in der Gemarkung Mornshausen an der
Salzbdde in Flur 2 die Flurstiicke 128, 133 und 120 mit einer Flache von insgesamt ca. 1.215 m2.
Im Ursprungsplan ,Im Applergraben®, rechtskraftig seit 08.11.2000, ist das jetzige Plangebiet als
offentliche Grunflache ,Spielplatz“ und als Fullwege gekennzeichnet. Das Plangebiet ist von
Wohnbebauung eines Allgemeinen Wohngebiets umgeben.

Ziel der vorliegenden 1. Anderung des Bebauungsplans ,Im Applergraben® ist es, die bislang als
offentliche Grinflache ,Spielplatz“ ausgewiesene Flache gemal dem vorhandenen Bestand in
eine private Grunflache ,Streuobstwiese® umzuwandeln. AuRerdem sollen die bisher als Fulweg
gekennzeichneten Flachen in Verkehrsflachen umgewandelt werden. Die im Bebauungsplan als
offentliche Grunflache Spielplatz ausgewiesene Flache wurde dieser Nutzung nie zugefuhrt und
wird auch zukunftig nicht mehr in dieser Funktion bendtigt. Die Flache wurde daher bereits aus
dem Eigentum der Stadt verauRert und soll nun planungsrechtlich in eine private Grinflache mit
der Zweckbestimmung ,Streuobstwiese” umgewandelt werden.

Die zwei Flachen, die bislang als Fulweg gekennzeichnet waren, missen als Zufahrten zu priva-
ten Grundstiicken dienen, so dass hier die Nutzung und Ausweisung als Verkehrsflache zwangs-
laufig notwendig ist. Aufgrund dieser Notwendigkeit wurde der Endausbau bereits im Jahr 2019 ab-
geschlossen.

Mit der Anderung des Bebauungsplanes ,Im Applergraben® gehen keine baulichen MaRnahmen
einher, es wird lediglich die derzeitige Nutzung im Bestand rechtlich abgesichert.

Beschlussvorschlag:

1. Nach eingehender Beratung stimmt die Stadtverordnetenversammlung den als Anlage bei-
gefligten Beschlussvorlagen tber die Behandlung der abwagungsrelevanten Stellungnah-
men, die wahrend des formlichen Beteiligungsverfahrens gemag §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB
zum Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Im Applergraben®, Stadtteil Morns-
hausen, abgegeben worden sind, zu.
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2. Die Stadtverordnetenversammlung beschlieRt die 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Im
Applergraben®, Stadtteil Mornshausen, gemaR § 10 BauGB als Satzung. Der Begrindung
zur Bebauungsplananderung wird zugestimmt.

Anlage(n):

Abwagungen
Antonia Blaser Lukas Keil Peter Kremer
Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiter/in Blrgermeister

Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-733/2024 Seite 2 von 2
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1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes ,,Im Applergraben befindet sich am
nordwestlichen Ortsrand von Gladenbach-Mornshausen entlang der Ludwig-Runzheimer-Strale und
umfasst die 6ffentliche Grinfliche ,,Spielplatz® im Westen des Plangebietes sowie zwei Wegeverbin-
dungen inmitten des Wohngebietes. Betroffen sind in der Gemarkung Mornshausen an der Salzbdde in
Flur 2 die Flurstiicke 128, 133 und 120 mit einer Fliche von insgesamt ca. 1.215 m?.

2. Bestand

Im Ursprungsplan ,Im Applergraben®, rechtskriftig seit 08.11.2000, ist das jetzige Plangebiet als
offentliche Grunfliche ,,Spielplatz und als Fullwege gekennzeichnet. Das Plangebiet ist von Wohnbe-
bauung eines Allgemeinen Wohngebiets umgeben.

3.  Ziel und Zweck der Bebauungsplaninderung

Ziel der vorliegenden 1. Anderung des Bebauungsplans ,,Im Applergraben® ist es, die bislang als 6ffent-
liche Griinfliche ,,Spielplatz® ausgewiesene Fliche gemill dem vorhandenen Bestand in eine private
Grinfliche ,,Streuobstwiese® umzuwandeln. Auflerdem sollen die bisher als FuBweg gekennzeichneten
Flichen in Verkehrsflichen umgewandelt werden. Die im Bebauungsplan als 6ffentliche Griinfliche
Spielplatz ausgewiesene Fliche wurde dieser Nutzung nie zugefithrt und wird auch zukiinftig nicht
mehr in dieser Funktion benotigt. Die Fliche wurde daher bereits aus dem Figentum der Stadt verau-
Bert und soll nun planungsrechtlich in eine private Griinfliche mit der Zweckbestimmung ,,Streuobst-
wiese® umgewandelt werden. Die zwei Flichen, die bislang als Fulweg gekennzeichnet waren, mussen
als Zufahrten zu privaten Grundstiicken dienen, so dass hier die Nutzung und Ausweisung als Ver-
kehrsfliche zwangsliufig notwendig ist. Aufgrund dieser Notwendigkeit wurde der Endausbau bereits
im Jahr 2019 abgeschlossen.

Mit der Anderung des Bebauungsplanes ,,Im Applergraben‘ gehen keine baulichen MaBnahmen einher,
es wird lediglich die derzeitige Nutzung im Bestand rechtlich abgesichert.

4.  Planungsrechtliche Grundlagen

4.1 Ubergeordnete und sonstige Planungen

Im wirksamen Flichennutzungsplan (2001) der Stadt Gladenbach befindet sich der Geltungsbereich
des Bebauungsplanes innerhalb der Signatur fiir ,,Griinflichen Spielplatz® und die FuBBwege innerhalb
eines Allgemeinen Wohngebiets Planung und Bestand. Da die Gebietsart nur geringfiigio geindert wird
von offentlicher Griinfliche zu privater Grunfliche und die Fliche von sehr geringer Grof3e ist, ermog-
licht diese Darstellung gem. § 8 Abs. 2 BauGB die angestrebte Anderung des Bebauungsplans und eine
Anpassung des Flichennutzungsplanes ist nicht erforderlich.

4.2 Denkmalschutz

Bei Erdarbeiten konnen jederzeit Bodendenkmiler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfirbungen
und Fundgegenstinde, z.B. Scherben, Steingerite, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21
HDSchG unverziiglich dem Landesamt fiir Denkmalpflege, hessenArchiologie, oder der Unteren
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Denkmalschutzbehorde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverandertem Zustand zu erhalten
und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schitzen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

4.3 Altlastverdichtige Flichen, Altlasten, Kampfmittelvorbelastung und Bodenschutz

Altlastverdichtige Flichen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes sind Altablagerungen und Alt-
standorte, bei denen der Verdacht schidlicher Bodenverinderungen oder sonstiger Gefahren fir den
einzelnen oder die Allgemeinheit besteht (§ 2 Abs. 6 BBodSchG).

Altablagerungen sind stillgelegte Abfallentsorgungsanlagen sowie Grundsticke auflerhalb von Ab-
fallentsorgungsanlagen, auf denen Abfille behandelt, gelagert und abgelagert worden sind. Altablage-
rungen befinden sich nicht im Geltungsbereich der Bebauungsplaninderung.

Altstandorte sind Grundstiicke mit stillgelegten Anlagen, die gewerblichen, industriellen, sonstigen
wirtschaftlichen Unternehmen oder hoheitlichen Zwecken dienten, sowie Grundsticke, deren militari-
sche Nutzung aufgegeben wurde, sofern auf ihnen mit umweltschidigenden Stoffen umgegangen wur-
de. Grundstiicke mit einer derartigen Nutzung befinden sich ebenfalls nicht im Planungsgebiet.

Fir das Plangebiet besteht kein begrindeter Verdacht, dass eine Munitionsbelastung dieser Fliche vor-
liegt und mit dem Auffinden von kampfmittelverdichtigen Gegenstinden, (z. B. Bombenblindgingern)
zu rechnen ist. Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein
kampfmittelverdichtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelrdumdienst des Lan-
des Hessen unverziiglich zu verstindigen.

Die Planung bereitet keine neue oder zusitzliche Inanspruchnahme von Bodenflichen oder wertvollen
Boden vor. Der bereits vorhandene Bestand wird lediglich neu bezeichnet, so dass eine rechtliche Absi-
cherung vorliegt. Bauliche Ma3nahmen sind nicht vorgesehen. Die Griinfliche bleibt erhalten und die
Fullwege, die in Verkehrsflichen umgewandelt werden, sind bereits jetzt voll versiegelt.

5. Anderungsverfahren

Die vorliegende 1. Bebauungsplananderung erfillt die in § 13 BauGB genannten Anwendungsvoraus-
setzungen des vereinfachten Verfahrens.

Zum einen werden durch die zuvor dargelegten Anderungen der  vorliegenden
1. Bebauungsplananderung die Grundziige der Planung nicht beriihrt. Es handelt sich lediglich um eine
Umwandlung der Flichen.

Zum anderen wird durch die vorliegende Planung keine Pflicht zur Durchfithrung einer Umweltver-
traglichkeitspriifung nach Anlage 1 UVPG begriindet. Zudem bestehen keine Anhaltspunkte fiir eine
Beeintrichtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgiiter.

Insofern findet das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB Anwendung. Gemail3 § 13 (3) BauGB
wird im vereinfachten Verfahren von der Umweltprifung nach § 2 (4), von dem Umweltbericht nach
§ 2a und von der Angabe nach § 3 (2) Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfigbar
sind, sowie von einer zusammenfassenden Erklirung nach § 6a (1) und § 10a (1) BauGB abgesehen;
§ 4c ,,Uberwachung“ ist nicht anzuwenden.

5.1 Verfahrensstand

Anderungsbeschluss 06.06.2019, Offenlegungsbeschluss 26.09.2019 gemiB § 2 (1) BauGB:
Bekanntgemacht: 24.10.2019.
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Die Offentlichkeitsbeteiligung erfolgt in Form einer 6ffentlichen Auslegung unter Anwendung des § 13
(2) Nr. 21.V.m. § 3 (2) BauGB: 01.11.2019 bis 02.12.2019, Bekanntgemacht: 24.10.2019.

Beteiligung der Beh6rden und Triger 6ffentlicher Belange unter Anwendung des § 13 (2) Nr. 3 .V.m.
§ 4 (2) BauGB vom 01.11.2019 bis 02.12.2019.

Erneute eingeschrinkte Beteiligung der Beh6rden und Triger 6ffentlicher Belange unter Anwendung
des § 13 (2) Nr. 31.V.m. § 4 (2) BauGB und. § 4a (3) BauGB vom 23.09.2020 bis 19.10.2020.

Auch nach Durchfithrung einer erneuten eingeschrinkten Beteiligung konnte keine Einigung mit den
privaten Eigentimern der Griinfliche und der Unteren Naturschutzbehorde gefunden werden. Das
Verfahren ruhte daher bis mit den Eigentiimern eine Abstimmung getroffen werden konnte und wird
nun wieder neu aufgenommen mit einer vollstindigen Offenlage.

Erneute Offentlichkeitsbeteiligung in Form einer 6ffentlichen Auslegung unter Anwendung des § 13
(2) Nr. 21.V.m. § 3 (2) BauGB: 27.10.2023 bis 27.11.2023, Bekanntgemacht: 19.10.2023

Aufgrund der geringen Komplexitit des Plangegenstandes besteht kein Bedarf einer lingeren Ausle-
gung. Der Plan mit Begriindung wird fiir die Dauer eines Monats (mindestens 30 Tage) 6ffentlich aus-

gelegt.

Erneute Beteiligung der Behdrden und Triger 6ffentlicher Belange unter Anwendung des § 13 (2) Nr. 3
i.V.m. § 4 (2) BauGB und. § 4a (3) BauGB vom 27.10.2023 bis 27.11.2023.

Satzungsbeschluss gemal3 § 10 (1) BauGB: xx.xx.xxxx.

6. Erlduterungen zu den Planfestsetzungen

Mit der Planung soll die bestehende Situation planungsrechtlich abgesichert werden. Die Festsetzungen
orientieren sich am rechtskriftigen Bebauungsplan “Im Applergraben® und an den vorhandenen Gege-
benheiten.

6.1 Art und Maf} der baulichen und sonstigen Nutzung
Die Art der baulichen Nutzung ergibt sich aus der bereits bestehenden und zukiinftigen Nutzung. Die
Flichen des Geltungsbereichs werden daher als private Grinfliche mit der Zweckbestimmung ,,Streu-

obstwiese® gemil} § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB und Verkehrsflichen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 festgesetzt.

6.2 Festsetzungen nach Landesrecht
o HBO

Da im Zuge dieser Bebauungsplaninderung keine baulichen Ma3nahmen vorgenommen werden, sind
keine weiteren Vorgaben zu treffen. Die Festsetzungen zur Bau- und Freiflichengestaltung des Ur-
sprungsplanes ,,Im Applergraben®, die auf Basis des § 91 Abs. 1 Hessische Bauordnung (HBO) getrof-
fen wurden, sind weiterhin gltig und bleiben gemal3 § 91 Abs. 2 HBO Bestandteil des Bebauungspla-

nes.
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7. Artenschutz

Aufgrund der derzeit auf der Grunfliche vorhandenen Strukturen wie Steinmauer, Brachestreifen,
Sandhaufen sowie dem nahe gelegenen Ubergangsbereich zwischen Wald und Offenland besteht eine
Eignung dieser Fliche fiir Reptilien. Ein Vorhandensein artenschutzrechtlich relevanter Arten wie
Zauneidechse oder Schlingnatter kann somit nicht ausgeschlossen werden.

Die Fliche wird als ,,Private Griinfliche: Streuobstwiese festgesetzt, eine bauliche Uberprigung ist
hier nicht zulissig, eine Einzdunung der Fliche erfolgt nicht. Ein Individuenverlust durch Baufeldfrei-
machung und Bebauung ist somit nicht zu erwarten. Da zudem lediglich die Bepflanzung mit Obst-
bdumen und hierdurch die Entwicklung einer Streuobstwiese als Teil der regionalen Identitdt Hessens
erfolgen wird, bleibt die Fliche grundsitzlich als potenzieller Lebensraum und somit als potenzielle
Fortpflanzungs- oder Ruhestitte erhalten. Ein Eintreten von Verbotstatbestinden im Sinne des § 44

BNatSchG wird zusammenfassend ausgeschlossen. Das geplante Vorhaben ist daher fir alle Reptilien-
arten unter den Gesichtspunkten der artenschutzrechtlichen Priifung als vertriglich einzustufen.

8. ErschlieBung

Das Plangebiet ist verkehrlich vollstindig erschlossen.

Das Plangebiet ist auch hinsichtlich der Wasser- und Energieversorgung sowie der Abwasserentsorgung
vollstindig erschlossen. Durch die Anderung des Bebauungsplanes entstehen keine baulichen Anlagen,
die eine ErschlieBung bendtigen.

9. Immissionsschutz

Von Konflikten beztiglich des Immissionsschutzes ist nicht auszugehen.

10. Flichenbilanz und Bodenordnung

Die Gesamtfliche des Bebauungsplanes betragt rund. 1.215 m?. Davon sind 1.064 m? der Nutzung als
private Grinfliche zugeordnet. Die Verkehrsflichen nehmen 83 m? und 67 m? Fliche ein.

Gladenbach/ ABlar, 22.01.2024

Dipl.-Geogt. Christian Koch, Stadtplaner AKH

(Ootoon UL,

geprift: J X W
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geprift: 22.01.2024, J. A. Dateiname: bmoa1_2d6.dwg
BlattgroRe: 58 cm x 59,4 cm
Auszug aus den Geobasisdaten der Hessischen Ver- erstellt mit: StadtCAD 22

waltung fir Bodenmanagement und Geoinformation
Stand: 12.2018

basierend auf:  AutoCAD Map 3D 2022

PLANZEICHEN UND FESTSETZUNGEN VERFAHRENSVERMERKE

1. Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

StralRenverkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

am 06.06.2019 Entwurfsbeschluss am 26.09.2019

(Offenleguungsbeschluss)

Aufstellungsbeschluss
bekanntgemacht am 24.10.2019

bekanntgemacht am 24.10.2019

Beteiligung der Offentlichkeit Beteiligung der Behérden und

sonstigen Trager offentlicher Belange

gemal § 13 (2) Nr. 2i.V.m. § 3 (2) BauGB
vom 01.11.2019 bis 02.12.2019

gemal § 13 (2) Nr. 3i.V.m. § 4 (2) BauGB
vom 01.11.2019 bis 02.12.2019

2. Grunflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Grunflache: Streuobstwiese
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

bekanntgemacht am 24.10.2019

Erneute eingeschrankte Beteiligung der Behoérden
und der Trager 6ffentlicher Belange unter
Anwendung des § 13 (2) Nr. 3i.V.m. § 4 (2)
BauGB und § 4a (3) BauGB

Erneute Offentlichkeitsbeteiligung in Form einer
offentlichen Auslegung unter Anwendung des
§ 13 (2) Nr. 2i.V.m. § 3 (2) BauGB

vom 27.10.2023 bis 27.11.2023

|E e
J 1' ¥
b= mtenmﬁle

vom 23.09.2020 bis 19.10.2020

3. Sonstige Planzeichen am 19.10.2023

bekanntgemacht

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Erneute Beteiligung der Behorden und Trager offentlicher Belange unter Anwendung des
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

§ 13 (2) Nr. 3i.V.m. § 4 (2) BauGB und § 4a (3) BauGB

vom 27.10.2023 bis 27.11.2023

'..__:'l_"-"'_ﬂ bl

3.

Satzungsbeschluss am Bestatigung der Verfahrensvermerke

——

den L% . ] e

s A, J . [

Kartendaten: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM |

RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB), Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung (PlanzV),
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).

Genehmigung nach § 10 (2) BauGB - entfallt -

A) BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. § 9 BAUGB

FESTSETZUNGEN GEM. § 9 (1) NR. 15 BAUGB
Private Griinflache ,,Streuobstwiese*

Die innerhalb der privaten Griinflache mit der Zweckbestimmung ,Streuobstwiese” vorhandenen
Baume sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Ausfallen zu ersetzen. Hierbei sollen
vorzugsweise alte Obstsorten gewahlt werden.

Malus domestica (Kulturapfel)
Prunus domestica (Pflaume, Zwetschge)
Pyrus communis (Kulturbirne)

Eine Bebauung der privaten Grinflache ,Streuobstwiese” ist unzulassig.

Der urspringliche Bebauungsplan ,Im Applergraben® verliert nur im Bereich der vorliegenden
1. Anderung des Bebauungsplanes seine Gliltigkeit. Die (ibrigen Festsetzungen des rechtskraftigen
Bebauungsplanes ,Im Applergraben® werden nicht bertihrt und gelten unverandert weiter.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit dem/den hierzu ergangenen
Beschluss/Beschlussen der Gemeindevertretung/Stadtverordnetenversammlung
ubereinstimmt und dass die fur die Rechtswirksamkeit maRgebenden Verfahrensvorschriften
eingehalten wurden.

Die Satzung, bestehend aus Planzeichnung und textlichen Festsetzungen, wird hiermit
ausgefertigt.

den

Blrgermeister

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses am

rechtskraftig ab den

Burgermeister

Stadt Gladenbach

1. Anderung des Bebauungsplanes

"Im Applergraben”

ST Mornshausen

Dipl.-Geogr. Christian Koch, Stadtplaner AKH
Alte Chaussee 4, 35614 ABlar

Tel. (0 64 43) 6 90 04-0
Fax (0 64 43) 6 90 04-34

P‘C PlanungsbiroKoch

www.pbkoch.de info@pbkoch.de
Planungsbiiro fiir
o Stadtebau o Landschaft Planbearbeitung Stand
@ Freiraum @ StraBen- und Tiefbau M. Sc. Geogr. Julia Arndt 22.01.2024
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Anlage

1. Anderung des Bebauungsplanes
,»,Im Applergraben
der Stadt Gladenbach - Stadtteil Mornshausen

Abwigung

der abwigungsrelevanten Stellungnahmen, die im Verfahren nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

abgegeben worden sind

Inhalt

I.

II.

III.

IV.

Anregungen der Offentlichkeit gemil § 3 (2) BauGB

Die férmliche Offentlichkeitbeteiligung gemiB §§ 4a (3) .V.m. 3 (2) BauGB hat stattgefun-
den vom 27.10.2023 bis 27.11.2023. In diesem Rahmen wurden keine Stellungnahmen mit
Anregungen und Bedenken vorgebracht.

Anregungen der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange gemif}
§ 4 (2) BauGB

Die f6rmliche Behoérdenbeteiligung gemal3 §§ 4a (3) .V.m 4 (2) BauGB hat stattgefunden
vom 27.10.2023 bis 27.11.2023. In diesem Rahmen wurden 36 Stellen beteiligt. Hiervon
haben

2 Bedenken/Anregungen/Hinweise vorgebracht,

20 keine Anregungen gedullert,

14 keine Stellungnahme abgegeben.

Anregungen der Nachbargemeinden gemil} § 2 (2) BauGB

Die Beteiligung der Nachbargemeinden gemal3 § 2 (2) BauGB hat stattgefunden vom
27.10.2023 bis 27.11.2023. In diesem Rahmen wurden 6 Gemeinden beteiligt. Hiervon ha-
ben

0 Bedenken/Antregungen/Hinweise vorgebracht,

2 keine Anregungen gedullert,

4 keine Stellungnahme abgegeben.

Sonstige Anderungen und Erginzungen

Keine



1. Anderung des Bebauungsplanes ,,Im Applergraben®, Stadtteil Mornshausen
I  Anregungen der Offentlichkeit gemiB § 3 (2) BauGB

Es sind keine Stellungnahmen eingegangen.



1. Anderung des Bebauungsplanes ,,Im Applergraben®, Stadtteil Mornshausen

II Anregungen der Beh6rden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange gemil3 § 4 (2)
BauGB

Abwigung Nr.: 1
Finsender: Abwasserverband Mittlere Salzbdde
Schreiben vom: 01.11.2023

Behandlung:

Es wird daranf hingewiesen, dass sich die ortlichen Entwdsserungsanlagen im Eigentum des Zweckverbandes
Mittelhessische Abwasserwerke in Cilbe befinden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es besteht kein Handlungsbedarf.



1. Anderung des Bebauungsplanes ,,Im Applergraben®, Stadtteil Mornshausen

II Anregungen der Beh6rden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange gemil} § 4 (2)
BauGB

Abwigung Nr.: 2
Finsender: Avacon
Schreiben vom: 26.10.2023

Behandlung:

Die Planung befindet sich siidlich des Leitungsschutzbereiches unserer 110-£1-Hochspannungsfreileitung. Bei
Einbaltung der im Anbang anfgefiihrten Himpeise bestehen keine weiteren Einwande oder Bedenken gegen das
Vorbaben.

Der Geltungsbereich der Planung befindet sich aullerhalb des eingezeichneten Leitungsschutzbe-
reiches. AuBerdem werden nur Anderungen auf planungsrechtlicher Ebene vorgenommen. Es
sind keine baulichen MaB3nahmen geplant, so dass kein Handlungsbedarf besteht.



1. Anderung des Bebauungsplanes ,,Im Applergraben®, Stadtteil Mornshausen
III Anregungen der Nachbargemeinden gemif} § 2 (2) BauGB

Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben.



1. Anderung des Bebauungsplanes ,Im Applergraben“, Stadtteil Mornshausen

Abstimmungsprotokoll Gber die Beteiligung im Rahmen der Behdrden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB

. i - t mmlun
NI Trager dffentlicher Belange u.a. Magistrat Bau- und Planungsausschuss [Stadtverordnetenversa ungl
ja nein [Enthaltung ja nein |Enthaltung ja nein [Enthaltung]
1 Abwasserverband Mittlere Salzbdde, Giel3en
2 Avacon Nezt GmbH, Oschersleben




STADT GLADENBACH Gladenbach, den 25.04.2024
FD Bauverwaltung

Az.: Vorlage Nr. VL-740/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 29.04.2024

Bau- und Planungsausschuss 08.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024
Betreff:

Entwurfs- und Aufstellungsbeschluss zur 1. Anderung des Bebauungsplans
»Bahnhofsgelande / WESO-Werksgeldnde“, Erdhausen

Erlauterung und Begriindung:

Die Stadt Gladenbach beabsichtigt das Areal um den ehemaligen Lokschuppen und dstlich an-
grenzend davon in einer Grofie von rd. 1,8 ha an zwei interessierte Gewerbebetriebe zu verau-
Rern.

Die Flachen sind im rechtskraftigen Bebauungsplan ,Bahnhofsgelande / WESO — Werksgelande*
im dstlichen Abschnitt bereits als ,Industriegebiet” (Gl) im westlichen Bereich als ,Gewerbegebiet®
(GE) festgesetzt.

Von der Jakob-Heuser-Stral3e ausgehend ist in sudwestlicher Richtung die Anlage einer neuen
Stralde vorgesehen, die u.a. auch der Neuanbindung des WESO-Werksgelandes dienen soll.

Im Zuge der Gesprache mit den Kaufinteressenten hat sich herausgestellt, dass insbesondere die
Festsetzungen zur Definition der zulassigen Gebaudehdhen sowie die Baugrenzen, welche im
westlichen Teilbereich noch die stillgelegte Bahntrasse von einer Uberbauung ausschlieRen, die
Ausnutzbarkeit der Gewerbeflachen beschranken.

Im Rahmen dieser Bebauungsplananderung soll daher die im westlichen Abschnitt noch als ,Bahn-
anlage” festgesetzte stillgelegte Bahntrasse, wie im 6stlichen Bereich auch, fir eine gewerbliche
Nutzung geo6ffnet werden und die 0.g. Festsetzungen zur Definition der Gebaudehoéhen und der
Baugrenzen auf eine optimierte Gebietsausnutzung ausgerichtet werden.

In diesem Zuge soll auch die im bislang rechtskraftigen Bebauungsplan bereits festgesetzte neue
Anbindung des WESO Werksgelandes bis an das Werksgelénde verlangert und im Hinblick auf die
Linienfihrung und Gradiente an die erforderliche Gelandemodellierung der angrenzend zum Ver-
kauf anstehenden Gewerbeflachen angepasst werden.

In den beiliegenden Ubersichtskarten sind das Plangebiet in der bisher rechtskraftigen Bebauungs-
planfassung sowie der Anderungsentwurf gegeniibergestellt.

Verfahrensrechtliche Rahmenbedingungen:

Die Anderungsinhalte beriihren nicht die Grundziige der Plankonzeption. Dariiber hinaus werden
keine Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterlie-
gen, vorbereitet oder begriindet und es bestehen auch keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachti-
gungen derin § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB (die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der
Natura 2000 Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) genannten Schutzguter.

Insofern sind die rechtlichen Rahmenbedingungen nach § 13 Abs. 1 BauGB fiir die Durchflihrung
der Anderung im sog. ,vereinfachten Verfahren“ gegeben.

Gem. § 13 Abs. 3 BauGB wird im vereinfachten Verfahren von der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten
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von umweltbezogenen Informationen verfligbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erkla-
rung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen; § 4c (Monitoring) ist nicht anzuwenden.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach schlielt sich dem vorliegenden
Anderungsentwurf (Stand: April 2024) an und beschliel3t auf dieser Grundlage gem. § 2 Abs. 1
BauGB die Aufstellung der

1. Anderung des Bebauungsplans
»Bahnhofsgelande / WESO-Werksgelande"”, Erdhausen

Der Geltungsbereich des Plangebiets umfasst die nachfolgend aufgefihrten Teile des
rechtskraftigen Bebauungsplans ,Bahnhofsgeldnde / WESO — Werksgelande® in der Gemarkung
Erdhausen

Flur Flurstiicke
1 24/1, 25/2 (tw.), 25/3, 26/1 (tw.), 26/2 (tw.), 27/1 (tw.) 44/2
2 2712 (tw.), 27/3 (tw.), 64/4 (tw.)

und besitzt eine Grofe von rd. 2,2 ha.

Die Lage und der raumliche Geltungsbereich sind dartber hinaus aus den nachfolgenden Karten
ersichtlich (fett umrandete Bereiche), die Bestandteile dieses Beschlusses sind.

Anlage(n):

1. Ubersichtskarten zur Lage und zum raumlichen Geltungsbereich inkl. einer )
2. Gegenuberstellung des bislang rechtskraftigen Bebauungsplans sowie des Anderungsent-
wurfs, Stand: April 2024

Antonia Blaser Lukas Keil Peter Kremer
Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiter/in Blrgermeister

Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-740/2024 Seite 2 von 2



Bauleitplanung der Stadt Gladenbach

Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplans
"Bahnhofsgeldnde /| WESO - Werksgelédnde"

— Anderung im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB —

Raumliche Lage (OpenStreetMap - unmafistablich)

Plangebiet vor der Anderung

i i %
e Flur 1

.

Nachrichtliche Darstellung (blass):
Bebauungsplan Nr. 6 "Im tiefen
= Graben, 1. Anderung”

uuuuuuu

nnnnnnnnnnnnnnn

‘‘‘‘‘‘‘‘‘ o Flur 11
Nachrichtliche Darstellung (blass): i

Bebauungsplan "Bahnhofsgelande /

WESO - Werksgelande"

Geltungsbereich und Entwurf der Bebauungsplananderung

2 e / / %
16811 // 2774

Flur 1

7//% A
Nachrichtliche Darstellung (blass):
Bebauungsplan Nr. 6 "Im tiefen
| | Graben, 1. Anderung"

Flur 2

eeeeeeeee e Flur 11
Nachrichtliche Darstellung (blass): .
Bebauungsplan "Bahnhofsgelande /
WESO - Werksgelande"




Stadt Gladenbach
Stadtteil Erdhausen

Bebauungsplan "Bahnhofsgelinde /| WESO-Werksgelinde, 1. Anderung"

(Anderung im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB)
- Teil C: Planteil - Entwurf, Stand: 04/2023 -

117

7]
g 166/
165/1
Ja 65/3
kop. oustpe V27

168/2

116/1

Nachrichtliche Darstellung (blass):

Bebauungsplan Nr. 6 "Im tiefen

168/1

170/3

Graben, 1. Anderung"

115

og N

Bahnge\énde(sﬁ\\ge\e i)

28/3

SN 9 A\ — 13/4
27/3 ‘ - = ‘ Nachrichtliche Darstellung (blass):
Bebauungsplan "Bahnhofsgelande /
WESO - Werksgelande"
® N
Dérrwiesen 6/2 I u r
271 @ 2
26/1
0m 10m 20m 30m 50 m 100 m
Bei der Bruchmuhle
30/1 4511 y - -
o Datengrundlage: Hessische Verwaltung fiir Bodenmanagement und Geoinformation
. "Raumliche Lage (OpenStreetMap - unmalstéblich Legende fiir
Nutzungsschablone: um ge (Op p - unme ) e ndlagen: g:ag:tG_Ilagednhbach
¢ VAN . ) adttell Erdhausen
Art der Grund- Bau- Bau- max. ‘7 ] covace ) )
baulichen | flaichen- | massen- | weise Gebaude- ( - 2] Havsnummer ?ebauungsplan Bahnhofsgelande /
Nutzung | zahl (GRZ) | zahl (BMZ) hohe (OK max.) ] j e _ "WESO-Werksgelande, 1. Anderung
9 . At S (Anderung im vereinfachten Verfahren gem. § 13a BauGB)
=41E ] = — Flurgrenze
GE 1 0’6 6 a 12 m 4 ol Flursticksgrenze Teil C: Planteil - Entwurf gem. § 3 (2) + § 13 (2) Nr. 3 BauGB
E 2 1 m * zB.Fl.12 Bezeichnung der Flur
G 0.6 5 a 0 M, . B12T Fursticksnummer Stand: 04/2023 Version: 23-003
Gl 1 0,6 6 a 12m : Sa
: A : NG T canen bearb.: Hausmann | gez.: Schweinfest [ gepr.: Hausmann
Gl 2 0,8 8 a 255,2 m NHN S « =58 R
s GroR & Hausmann =
Qaa Laubwald Umweltpl und Stéadteb
o P e—— Mafstab 1 : 1.250
L L L L L Nadelwald 35096 Weimar (Lahn)
FON 06426/92076 * FAX 06426/92077
Wﬂmde Hinweis: Dieser Plan enthélt rechtlich geschiitzte Informationen




PLANZEICHEN

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB ; §§ 1 - 11 BauNVO))

@ Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO)

@ Industriegebiet
(§ 9 BauNVO)

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

GRZ Grundflachenzahl
BMZ Baumassenzahl

Hdhe baulicher Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, § 18 BauNVO)

Oberkante des Gebaudes (in Metern)

OK - Uber FertigfuBboden im Erdgeschoss
255,2 m Oberkante des Gebaudes (in Metern Uber
NHN Normalhdhennull)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

mm— Baugrenze

Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

StralRenverkehrsflache

Verkehrsgrin

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

——0—<- unterirdisch

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaBnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN

0 ° o Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen,
5 0 0 o Strduchern und sonstigen Bepflanzungen

| i | Grenze des raumlichen Geltungsbereichs der Bebauungsplanédnderung

| NS (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
(§ 4 BauNVvO)

NACHRICHTLICHE DARSTELLUNG
Uberschwemmungsgebiet Salzbdde
(Quelle: geoportal.hessen.de)

KENNZEICHNUNG

XX
— Abgrenzung nur ungefahr.
X X (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung der Flachen, deren Béden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind




STADT GLADENBACH Gladenbach, den 04.04.2024
FD Ordnungsverwaltung

Az.: Vorlage Nr. VL-726/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 08.04.2024 11.
Magistrat der Stadt Gladenbach 22.04.2024

Haupt - und Finanzausschuss 14.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024
Betreff:

Abweichung vom Bedarfs- und Entwicklungsplan der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Gla-
denbach
Hier: Mittleres Loschfahrzeug (MLF) Abteilung Weitershausen

Angabe Haushaltsmittel (wenn benétigt):

Haushalt 2024
1126-15-01 ,Anschaffung MLF Weitershausen® (Verpflichtungsermachtigung) 260.000,00 Euro

Haushalt 2025
1126-15-01 ,,Anschaffung MLF Weitershausen® 260.000,00 Euro
darin enthalten ist die Landesférderung in Héhe von 50.000,00 Euro

Finanzielle Auswirkungen:

Die Nutzungsdauer fur das MLF betragt 25 Jahre.

Erlauterung und Begriindung:

Die Stadt Gladenbach hat im Bedarfs- und Entwicklungsplan in der derzeit gultigen Fassung fiir das
Jahr 2025 fur die Freiwillige Feuerwehr Gladenbach, Abteilungen Weitershausen und Diedenshau-
sen, jeweils ein Tragkraftspritzenfahrzeug Wasser (TSF-W) vorgesehen.

Nun ist das Feuerwehrgeratehaus der Abteilung Diedenshausen flir ein solches neues Fahrzeug
deutlich zu klein und auch die Abteilung Weitershausen verfugt Uber in die Jahre gekommene Raum-
lichkeiten innerhalb des Dorfgemeinschaftshauses Weitershausen.

Die beiden Abteilungen wollen Ende 2024 fusionieren, so dass eine neue Abteilung Weitershau-
sen/Diedenhausen an einem neuen Standort im Neubaugebiet ,Schwarze Erde” in Weiterhausen
entsteht. Da der Neubau noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird, muss das neue Fahrzeug zu-
nachst bei der Abteilung Weiterhausen untergebracht werden. Nach dem erfolgten Neubau wird
dieses Fahrzeug der neuen Wache dann von beiden Abteilungen gemeinsam genutzt.

Das TSF der Abteilung Diedenshausen wird NICHT wie im Bedarfs- und Entwicklungsplan beschrie-
ben durch ein TSF-W ersetzt. Hier wird dann als Ersatzfahrzeug ein Mannschaftstransportfahrzeug
(MTF) angeschafft. Beim Ausfall des jetzigen TSF konnte ein MTF in der aktuellen Fahrzeughalle
weiter untergebracht werden und kann nach der Zusammenlegung eine optimale Ergdnzung zum
MLF bieten.
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Die Bereitschaft zu einer Fusion ist in beiden Abteilungen schriftlich abgefragt worden. Das Ergebnis
sagt aus, dass groRe Teile der Ehrenamtlichen einer Fusion zustimmen.

Die Abweichung vom Bedarfs- und Entwicklungsplan auf das nachstgroRere Fahrzeug, also vom
TSF-W auf ein MLF, ist notwendig, da diese Ortschaften durch keine andere Feuerwehrabteilung
innerhalb der Hilfsfrist erreicht werden kann. Dieser Umstand macht es notwendig, das Personal
beide Abteilungen zusammenzulegen und materiell sowie technisch méglichst effizient und gut aus-
zustatten.

Um die notwendigen Geratschaften fir eine effiziente Hilfeleistung unterzubringen und bestmadglich
einsetzen zu kdnnen, besteht hier die Méglichkeit das MLF einzusetzen.

Das MLF hat gegenuber eines TSF-W hohere Gewichtsreserve, fur zusatzliche Beladung wie hy-
draulische Rettungsgerate, Uberdrucklifter und weitere Zusatzbeladung. Durch im Fahrgastraum
verbaute Atemschutzgerate kénnen sich die Einsatzkrafte auf der Anfahrt komplett ausriisten, was
ebenfalls zu einer effizienteren Einsatzabarbeitung fuhren kann.

Ein weiterer Vorteil ist, dass das MLF zentral (iber das Land Hessen beschafft werden kann, so dass
hier eine Férderung in Form eines Gesamtfahrzeuges entsteht. Ahnlich wie bei der Beschaffung des
LF 10 der Abteilung Weidenhausen.

Hier kann die Stadt Gladenbach Uber die Ausstattung und Ausfiihrung entscheiden.

Der Bedarfs- und Entwicklungsplan in seiner aktuellen Fassung befindet sich derzeit in Bearbeitung.
Da diese Bearbeitung aufgrund der Komplexitat und des Wechsels der Leitung der Feuerwehr erst
im Jahr 2025 abgeschlossen sein wird, ist eine Abweichung von dem derzeit gliltigen BEP (Bedarfs-
und Entwicklungsplan) erforderlich.

Die Stadt Gladenbach muss bis zum 1. September 2024 einen Férderantrag beim Landkreis und
beim Hessischen Innenministerium gestellt haben, um in die Prioritatenliste des Landes aufgenom-
men zu werden.

Beschlussvorschlaqg:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t, die Abweichung vom derzeit glltigen Bedarfs- und
Entwicklungsplan der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Gladenbach. Die Abweichung beinhaltet fur
die Freiwillige Feuerwehr Stadt Gladenbach Abteilung Weitershausen anstelle eines Tragkraftsprit-
zenfahrzeug — Wasser ein Mittleres Loschfahrzeug zu beschaffen. Ebenfalls wird beschlossen, an-
stelle des im Bedarfs- und Entwicklungsplan vorgesehene Tragkraftspritzenfahrzeug — Wasser fir
die Abteilung Diedenshausen ein MTF (Mannschaftstransportfahrzeug) zu beschaffen.

Christopher Oyekan Rudiger Gotze Peter Kremer
Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiter/in Blrgermeister

Beschlussvorlage mit Haushaltsmitteln VL-726/2024 Seite 2 von 2



STADT GLADENBACH Gladenbach, den 18.04.2024
FD Burgerservice

Az.: Vorlage Nr. VL-737/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 22.04.2024

Haupt - und Finanzausschuss 14.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024
Betreff:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Durchfiihrung der Aufgaben der Gewerbeiiber-
wachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren ab 01.10.2024

Angabe Haushaltsmittel (wenn benoétigt):

Ansatz: 570,00 € Haushaltsjahr 2024 Kostenstelle 12202 Gewerbeamt - neu
Ansatz: 2.270,00 € Haushaltsjahr 2025 Kostenstelle 12202 Gewerbeamt - neu

Finanzielle Auswirkungen:

Die Stadt Gladenbach hat eine Umlage in zwei Jahresraten an den Landkreis Marburg-Biedenkopf
zu entrichten. Falligkeitstermine sind der 01.02. und der 01.08 eines jeden Jahres.

Die Umlage betragt derzeit 0,18 € pro Einwohner und wird nach den Einwohnerzahlen zum 30.06.
des jeweiligen Vorjahres berechnet.

Aufgrund der Einwohnerzahlen vom 30.06.2023 betragt die jahrliche Umlage fir die Stadt Gladen-
bach derzeit rund 2.270,00 €.

Erlauterung und Begriindung:

Der Landkreis Marburg-Biedenkopf wird einen Gewerbeprifdienst zur Durchfiihrung von Aufgaben
der Gewerbeilberwachung sowie der Durchfiihrung gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsver-
fahren einrichten. Geplanter Beginn ist der 01.10.2024.

Kreisangehdrige Kommunen, die daran teilnehmen wollen, missen eine 6ffentlich-rechtliche Ver-
einbarung Uber die Durchfihrung von Aufgaben der Gewerbeliberwachung abschlielen. Beim
Landkreis wird hierfur eine Stelle im Fachbereich Ordnung und Verkehr (Besoldungsgruppe A10)
geschaffen und mit Herrn Frank Engelhardt hausintern besetzt.

Die Vereinbarung soll ab 01.10.2024 bis zum 30.09.2029 abgeschlossen werden und kann mit
einer Frist von sechs Monaten zum jeweiligen Jahresende vorzeitig gekiindigt werden.

Die Aufgaben des Gewerbeprufdienstes sind in der Vereinbarung detailliert aufgefihrt und umfas-
sen in erster Linie regelmaRige gewerberechtliche Kontrollen im Rahmen des Aufiendienstes und
die Durchflihrung von ggf. erforderlichen gewerberechtlichen Ordnungswidrigkeitsverfahren. Der
Beauftragte wird Gewerbetriebe prifen und der Kommune einen schriftlichen Bericht Uber die Er-
gebnisse vorlegen.
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Schwerpunkte sind insbesondere die regelmafige:

- Uberwachung der Spielhallen gemaR der Gewerbeordnung (GewO) und dem Hessischen Spiel-
hallengesetz (HSpielhG)

- Uberwachung der Spielgerate mit Gewinnméglichkeit gemaR der Gewerbeordnung (GewO) und
der Spielverordnung (SpielV)

- Uberwachung von Gaststatten nach Malgabe des Hessischen Gaststattengesetzes (HGastG)
- Uberwachung und Kontrollen nach MaRgabe des Jugendschutzgesetzes (JuSchG)

Der Erlass vom 20.08.1986 des Hessischen Ministers fur Wirtschaft und Technik regelte einst die
Aufgaben der Gewerbeprifer bei den Landraten als Behdrden der Landesverwaltung. Diese Ge-
werbeprufer nahmen fur die Kommunen des Landkreises die Gewerbeuberwachung bis zum Jahr
2007 wahr. Anfang 2007 wurde die Gewerbelberwachung in die Zustandigkeit der Kommunen
verlagert. Seit dieser Zeit sind nur anlassbezogene Kontrollen bzw. Uberpriifungen von Gewerbe-
betrieben mdglich, regelmaflige Kontrollen kdnnen aus personellen Grinden nicht erfolgen.

Mit dem Abschluss der Vereinbarung mit dem Landkreis Marburg-Biedenkopf, ware zuklnftig die

regelmaRige Kontrolle und Uberwachung der Gewerbetriebe, insbesondere im gliicksspielrechtli-
chen Bereich (Spielhallen, Gaststatten usw.), gewahrleistet.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach beschliet den Abschluss der 6ffentlich-
rechtlichen Vereinbarung tGiber die Durchfiihrung der Aufgaben der Gewerbelberwachung sowie ge-
werberechtlicher Ordnungswidrigkeiten zwischen der Stadt Gladenbach und dem Landkreis Marburg-
Biedenkopf ab dem 01.10.2024.

Anlage(n):
1. Offentlich-rechtliche Vereinbarung Uber die Durchfihrung der Aufgaben der GewerbeUlber-
wachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren

Christina Pfeifer Rudiger Gotze Armin Becker
Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiter/in Erster Stadtrat
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Durchfiihrung
von Aufgaben der Gewerbeiiberwachung

Zwischen der Stadt/Gemeinde
vertreten durch den Magistrat/Gemeindevorstand (Auftraggeber)
im Folgenden: Stadt/Gemeinde -

und dem

Landkreis Marburg-Biedenkopf
vertreten durch den Kreisausschuss
im Folgenden: Beauftragter

wird gemaR den §§ 24 ff. des Gesetzes Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG)
vom 16.12.1969 (GVBI. | S. 307), zuletzt gedndert durch zuletzt geandert durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBI. S. 83, 88), folgende

offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber
die Durchfiihrung der Aufgaben der Gewerbeiiberwachung sowie
gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren

geschlossen:
§ 1 Beteiligte und Aufgaben

Der Beauftragte verpflichtet sich gemaR den §§ 24 Abs. 1 Nr. 2 und 25 Abs. 2 KGG die
nachfolgend genannten Aufgaben fur die Stadt/Gemeinde im Rahmen des Vollzuges der
Gewerbeordnung und der anderen nachfolgend aufgefihrten Gesetze durchzufihren:

1. Aufgaben aufgrund der Gewerbeordnung (GewO)

a) Uberwachung der Einhaltung der Verordnung tiber Informationspflichten fur
Dienstleistungserbringer (Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung - DL-
InfoV)

b) Uberwachung der Schaustellungen von Personen (Rechtsgrundlage: § 33a GewOQ)

c) Uberwachung der Spielgerate mit Gewinnmdglichkeit und der Veranstaltung von
erlaubnispflichtigen und erlaubnisfreien anderen Spielen mit Gewinnméglichkeit
(Rechtsgrundlagen: §§ 33c und 33d GewO, Verordnung Uber Spielgerate und andere
Spiele mit Gewinnmdglichkeit, Spielverordnung - SpielV)

d) Uberwachung der gewerblichen Pfandleiher (Rechtsgrundlagen: § 34 GewO,
Verordnung Uber den Geschaftsbetrieb der gewerblichen Pfandleiher,
Pfandleiherverordnung - PfandlV)

e) Uberwachung des Versteigerergewerbes (Rechtsgrundlagen: § 34b GewO,
Verordnung Uber gewerbsmaRige Versteigerungen, Versteigererverordnung - VerstV)

f) Uberwachung des Reisegewerbes (Rechtsgrundlagen: Titel [ll GewO,
Schaustellerhaftpflichtverordnung, § 61a GewO)



g) Uberwachung der Messen, Ausstellungen, Mérkte und Volksfeste
(Rechtsgrundlagen: Titel IV GewO, § 60b GewO, § 71b GewO)

2. Aufgaben aufgrund des Hessischen Gaststidttengesetzes

Uberwachung nach MaRgabe des Hessischen Gaststéattengesetzes, einschlieBlich
StrauBwirtschaften (Rechtsgrundlagen: Hess. Gaststattengesetz, Gewerberecht-
Zustandigkeitsverordnung)

3. Aufgaben aufgrund des Hessischen Laden&ffnungsgesetzes
Uberwachung der Einhaltung der Ladendéffnungszeiten (Rechtsgrundlage: Hessisches
Ladenéffnungsgesetz - HL6G)

4. Preisangabeniiberwachung
(Rechtsgrundlage: Preisangabenverordnung - PangV)

5. Uberwachung nach dem Hessischen Spielhallengesetz
(Rechtsgrundlage: § 29 GewO)

6. Aufgaben aufgrund des Jugendschutzgesetzes
Uberwachung der §§ 4 bis 7, 9 und 10 JuSchG

(2) Soweit in dieser Vereinbarung im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, pruft der
Beauftragte die Gewerbebetriebe und erstattet schriftlichen Bericht Uber die
Prifungsergebnisse. Werden Ordnungswidrigkeiten festgestellt, Gbermittelt der Beauftragte
eine entsprechende Vorlage, damit die Stadt/Gemeinde dies sogleich in ein entsprechendes
Ordnungswidrigkeitsverfahren einflieBen lassen kann. Der Beauftragte kann vor Ort mindlich
oder schriftlich im Namen der Stadt/Gemeinde die Beseitigung festgestellter Mangel
anordnen. Die exekutiven Rechte und die Pflichten der Stadt/Gemeinde als Trager der in den
Nummern 1-5 bezeichneten Aufgaben bleiben hiervon unberihrt.

(3) Im Ubrigen verpflichtet sich der Beauftragte die in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben fir die
Stadt/Gemeinde nach MaRRgabe des § 2 durchzufiihren.

§ 1a Ordnungswidrigkeitsverfahren

Abweichend von § 1 Ubernimmt der Beauftragte gemaR § 4 der Gewerberecht-
Zustandigkeitsverordnung (GewZustV) fur die Stadt/Gemeinde die Aufgaben fur die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach den folgenden Vorschriften:
1. (Gewerbebetrieb ohne die jeweils erforderliche Erlaubnis)
§ 144 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c) bis g) GewO soweit es sich um folgende Gewerbe

handelt:
. Aufstellung von Geld- oder Warenspielgeraten,
. Spielhallenbetreiber,
) Pfandleiher,
. Versteigerer.

2. (VerstdRRe gegen Regelungen zur Berufsausibung)
§ 144 Abs. 2 Nr. 1 GewO, soweit es sich um folgende Rechtsverordnungen handelt:
) § 34 Abs. 2 GewO,
o § 34b Abs. 8 GewO oder
J § 38 Abs. 3 GewO
3. § 144 Abs. 2 Nr. 2 GewO (Verstol} des gewerbsmafigen Ankaufs beweglicher
Sachen mit Gewahrung des Ruckkaufsrechts durch Pfandleiher) und Nr. 4 (Aufstellen
eines Geldspielgerates ohne Geeignetheitsbescheinigung) und Abs. 3 GewO
(VerstdlRe von Versteigerern)
4. (VerstolRe gegen speziell angeordnete Auflagen)
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§ 144 Abs. 2 Nr. 3 GewO soweit § 33a Abs. 1 Satz 3, § 33c Abs. 1 Satz 3, § 33i Abs.
1 Satz 2, § 34 Abs. 1 Satz 2, § 34b Abs. 3 GewO betroffen sind oder soweit eine
vollziehbare Anordnung nach § 33c Abs. 3 Satz 3 betroffen ist.

§ 145 GewO (Reisegewerbe)

146 Abs. 2 Nr. 1 GewO (Verstolle gegen die DL-InfoV)

§ 12 Hess. Spielhallengesetz

Verstolle gegen die PangV (§ 20 PangV i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 2 WiStrG)

VerstéRe gegen das HLOG (§ 12 HL6G)

©ooN O

Die Ubernahme erfolgt in Form der Mandatierung geméaR § 24 Abs. 1 Nr. 2 und 25 Abs. 2
KGG.

§ 2 Verfahren

(1) Im Zusammenhang mit der Aufgabendurchfiihrung im Sinne des § 1 Abs. 1 nimmt der
Landkreis Marburg-Biedenkopf die Befugnis zur Auskunft und Nachschau im Sinne von § 29
GewO als Beauftragter der Stadt/Gemeinde wahr.

(2) Der Beauftragte informiert Uber beabsichtigte Kontrollen, sofern diese nicht kurzfristig
erfolgen, und berichtet zeitnah schriftlich Uber die Ergebnisse durchgefiihrter Kontrollen.
Hierbei teilt der Beauftragte auch den Zeitaufwand mit, damit die Stadt/Gemeinde einen
Kostenbescheid gegenuber dem/der Gewerbetreibenden erlassen kann. Soweit die
Stadt/Gemeinde die Kontrolle eines bestimmten Gewerbebetriebes fur erforderlich halt, teilt
sie dieses dem Beauftragten mit, der zeitnah die Kontrolle durchfihrt.

(3) VerstoRe gegen die in § 1 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften werden der fir
VerwaltungsmalRnahmen, den Erass eines BuRgeldbescheides oder die Erteilung einer
Verwarnung zusténdigen Behdrde unverzuglich schriftlich mitgeteilt.

(4) Bei leichteren Ubertretungen oder bei geringfiigigen Ordnungswidrigkeiten kénnen durch
den Beauftragten unter den Voraussetzungen der §§ 56 bis 58 OWIiG Verwarnungen erteilt
und ein Verwarnungsgeld erhoben werden, § 3 Abs. 6 dieser Vereinbarung gilt
entsprechend.

(5) Werden bei Wahrnehmung der Gewerbeliberwachungsaufgaben Verstée gegen andere
nicht in § 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung genannte Rechtsvorschriften festgestellt, so setzt der
Beauftragte die Stadt/Gemeinde im Rahmen der Amtshilfe in Kenntnis.

§ 3 Kosten

(1) Die Stadt/Gemeinde erstattet dem Beauftragten die entstehenden Personal-, Sach- und
Reisekosten, die ihm fur die Durchfihrung der Aufgaben nach § 1 Abs. 1 entstehen. Hierbei
gehen die Vertragspartner davon aus, dass fur die Wahrnehmung der obigen Aufgaben beim
Beauftragten eine halbe Stelle eingerichtet wird, die in der Besoldungsgruppe A 10
angesiedelt wird.

(2) Die Personal-, Sach- und Reisekosten gelten durch eine Umlage in Héhe von derzeit 18
Cent pro Einwohner und Jahr als abgegolten. Der Betrag wird jahrlich vom Beauftragten
erhoben. Mafigeblich sind jeweils die Einwohnerzahlen zum 30. Juni des jeweiligen
Vorjahres.

(3) Die Umlage ist in zwei Jahresraten zu entrichten. Falligkeitstermine sind der 1. Februar
und der 1. August eines jeden Jahres.



(4) Der Beauftragte ist berechtigt die Umlage nach Abs. 2 bei Veranderungen der
Besoldungs- und Arbeitsplatzkostentabellen anzupassen. Die Anpassung ist jahrlich bis zum
1. Juni der Stadt/Gemeinde fir das Folgejahr mitzuteilen.

(5) Der Beauftrage ist berechtigt, die Umlage nach Abs. 2 bei Verringerung der Anzahl der
Auftraggeber anzupassen. Die Umlage berechnet sich dann entsprechend der Zahl der
Einwohner der verbleibenden Auftraggeber.

(6) Vereinnahmt der Beauftragte GeldbuRen oder zieht er den Wert von Tatertragen aus
Verfahren ein (§ 29a OWIiG), die nach dieser Vereinbarung auf ihn Ubertragen wurden,
werden 50 vom Hundert dieser GeldbuRen oder Tatertragen an die Stadt/Gemeinde
erstattet. Die Erstattung erfolgt einmal jahrlich zum 15.01. des jeweiligen Folgejahres.

§ 4 Dauer der Vereinbarung
Die Vereinbarung wird fur die Zeit bis zum 30.09.2029 abgeschlossen. Die Geltungsdauer
der neuen Vereinbarung verlangert sich jeweils um ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht

spatestens sechs Monate vor Ablauf von einem der Beteiligten zum Jahresende gekiindigt
wird.

§ 5 Kiindigungsrecht
(1) Beide Vertragsparteien erhalten ein Kiindigungsrecht mit einer Frist von sechs Monaten
vor Jahresende. Diese Kindigung muss schriftlich gegentber der anderen Vertragspartei
ausgesprochen werden.
(2) Das Recht zur Kuindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.
§ 6 Anderung, Aufhebung

Anderungen der Vereinbarung bediirfen der Schriftform.



§ 7 Wirksamwerden
Die Vereinbarung tritt am 01.10.2024 in Kraft.
§ 8 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne in dieser Vereinbarung genannten Rechtsgrundlagen nach Vertragsschluss
vom Gesetzgeber aufgehoben, ersetzt oder gedndert werden, bleibt hiervon die Wirksamkeit
der offentlich-rechtlichen Vereinbarung unberihrt. An Stelle der urspringlich geltenden
Rechtsgrundlage soll diejenige wirksame und durchfiihrbare Regelung treten, die der
Zielsetzung der Vereinbarung am nachsten kommt, alternativ diejenige Regelung, die die
urspringliche ersetzt.

§ 9 Anzeigepflicht
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung ist vom Landkreis Marburg-Biedenkopf der

Aufsichtsbehdérde (Regierungsprasidium GielRen) anzuzeigen (§ 26 Abs. 2 Satz 1 KGG i. V.
m. § 35 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 KGG).

FUr die Stadt/Gemeinde

Ort, Datum , den

Burgermeister/in 1. Stadtrat/ Stadtratin /1. Beigeordnete/r

Fur den Landkreis Marburg-Biedenkopf

Ort, Datum , den

Landrat 1. Kreisbeigeordneter




STADT GLADENBACH Gladenbach, 06.05.2024

Mitteilung aus dem Fachdienst Gewerbeangelegenheiten

zur Sitzung des Magistrates am 06.05.2024
zur Sitzung des HFA am 14.05.2024

zur Stadtverordnetenversammlung am 16.05.2024

Offentlich-rechtliche Vereinbarung uber die Durchfilhrung der Aufgaben der
Gewerbeuberwachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren ab
01.10.2024

Nachtragliche Anderungen

In seiner Sitzung vom 22.04.2024 hat der Magistrat der Stadt Gladenbach dem Abschluss der
offentlich-rechtlichen Vereinbarung Uber die Durchfihrung der Aufgaben der Gewerbe-
Uberwachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren ab 01.10.2024
zugestimmt.

Der Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf hat am 30.04.2024 seinen
Beschluss zum Gewerbeprifdienst gefasst. Im Zuge dessen sind an der Vereinbarung
Modifizierungen vorgenommen worden. Folgende Anderungen haben sich gegenuber der
Ursprungsfassung ergeben:

* In § 3 Abs. 1 wurde nun festgeschrieben, dass bei einer Landesférderung von 100.000 €,
die teilnehmenden Kommunen bis 31.12.2028 von der Erstattung von Kosten befreit
sind.

» Die Dauer der Vereinbarung wird in 8 4 auf das Jahresende 2029 festgesetzt (ehemals
30.09.2029). Dies ist haushélterisch leichter abzubilden.

* Um die ggf. bewilligte Landesférderung (5 Jahre nach der Rahmenvereinbarung) nicht zu
gefahrden, wird in 8§ 5 nun eine ordentliche Kiindigung frilhestens zum 31.12.2029 mdglich.

+ Das Wirksamwerden ist nun in 8§ 4 geregelt (ehemals 8 7).

» Die salvatorische Klausel wurde zur Rechtssicherheit etwas umfangreicher in 8 6 normiert
(vormals § 8).



Neufassung der 8§:

8 3 Abs. 1: Kosten

(1) Die Stadt/Gemeinde erstattet dem Landkreis die Personal-, Sach- und Reisekosten, die ihm fur die
Durchfiihrung der Aufgaben nach § 1 Abs. 1 entstehen. Hierbei gehen die Vertragspartner davon aus,
dass fur die Wahrnehmung der obigen Aufgaben beim Landkreis eine halbe Stelle eingerichtet wird, die
in der Besoldungsgruppe A 10 angesiedelt wird. Weiterhin gehen die Vertragsparteien davon aus, dass
fir diese Aufgabeniibernahme eine Landeszuwendung in Hohe von einmalig insgesamt 100.000 € nach
der Rahmenvereinbarung zur Foérderung der Interkommunalen Zusammenarbeit gewahrt wird.
Vorbehaltlich der Bewilligung und Auszahlung ist die Stadt/Gemeinde fiir die Zeit bis zum 31.12.2028
von der Erstattung der in Satz 1 genannten Kosten befreit.

8 4: Inkrafttreten und Laufzeit der Vereinbarung

Die vorliegende Vereinbarung tritt am 01.10.2024 in Kraft. Sie wird zunachst bis zum 31.12.2029
abgeschlossen. Sofern sie nicht von einer der Vertragsparteien gekindigt oder durch den Abschluss
einer neuen Vereinbarung ersetzt wird, verlangert sich die Laufzeit danach auf unbestimmte Zeit jeweils
jahrlich um ein weiteres Jahr.

§ 5: Kiindigungsrecht

(1) Jede Vertragspartei ist zur ordentlichen Kindigung berechtigt. Die Kiindigungsfrist betragt sechs
Monate zum jeweiligen Jahresende. Die Kiindigung bedarf der Schriftform. MaRgeblich fir die Wahrung
der Frist ist der Zeitpunkt des Zugangs bei der anderen Vertragspartei. Eine ordentliche Kiindigung ist
frhestens mit Wirkung zum 31.12.2029 maglich.

(2) Das Recht zur auf3erordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt.

§ 6: Salvatorische Klausel; Datenschutz; Geheimhaltung; Schriftform; Gerichtsstand

(1) Sollten einzelne in dieser Vereinbarung genannte Rechtsgrundlagen nach Vertragsschluss vom
Gesetzgeber aufgehoben, ersetzt oder geadndert werden oder von den Parteien in dieser Vereinbarung
getroffene Regelungen ganz oder teilweise unwirksam oder undurchfiihrbar sein oder werden oder sich
als liickenhaft herausstellen, bleibt hiervon die Wirksamkeit der (brigen Regelungen sowie der
offentlich-rechtlichen Vereinbarung als Ganzes unberihrt. Die Vorschriften des § 59 Abs. 3 HVWVG
sowie des § 62 S. 2 HVYWVI{G in Verbindung mit § 139 BGB finden keine Anwendung.

(2) An die Stelle der urspriinglich vereinbarten unwirksamen, undurchfihrbaren oder liickenhaften
Regelung dieser Vereinbarung soll diejenige wirksame und durchfiihrbare Regelung treten, die der
Zielsetzung der Vereinbarung am nachsten kommt und die die Parteien gewahlt hatten, wenn sie die
Unwirksamkeit, Undurchfiihrbarkeit oder Lickenhaftigkeit erkannt hatten. An die Stelle einer
veranderten Rechtsgrundlage soll diejenige treten, welche die urspringliche ersetzt.

(3) Die Parteien sind einverstanden, dass im Rahmen des Vereinbarungsverhaltnisses Daten durch die
jeweils andere Partei erhoben, gespeichert und nach den rechtlichen Bestimmungen verarbeitet
werden. Sie verpflichten sich, bei Durchfilhrung der vorliegenden Vereinbarung die fiir die Erhebung,
Verarbeitung, Speicherung, Weitergabe und Léschung personenbezogener Daten Dritter geltenden
Vorschriften zu beachten. Daritber hinaus verpflichten sich beide Parteien zur Geheimhaltung
samtlicher ihr im Zusammenhang mit der Durchfiihrung dieser Vereinbarung offenbarten oder sonst
bekannt gewordenen Dienst- und Geschaftsgeheimnissen der anderen Partei sowie Dritter. Die
Geheimhaltungspflicht besteht auch tber das Ende dieser Vereinbarung hinaus fort.

(4) Anderungen und Erganzungen dieser Vereinbarung bedurfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
Dies gilt auch fur die Abbedingung des Schriftftormerfordernisses. Miindliche Nebenabreden bestehen
nicht.

(5) Gerichtsstand fur Streitigkeiten betreffend die vorliegende Vereinbarung ist Marburg.



STADT GLADENBACH Gladenbach, den 25.04.2024
FD Standesamt und Friedhofsverwaltung

Az.: Vorlage Nr. VL-742/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 29.04.2024

Haupt - und Finanzausschuss 14.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024
Betreff:

Neufassung der Satzung iiber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach

Erlduterung und Begriindung:

Die momentan gultige Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach ist vom
24.06.2010. in Kraft getreten am 09.07.2010 und die 1. Satzung zur Anderung der Satzung (iber
die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom 13.10.2016, in Kraft getreten am 21.10.2016.
Eine Uberarbeitete Neufassung wurde am 21.03.2024 durch die Stadtverordnetenversammlung be-
schlossen.

Der Beschluss dieser Neufassung der Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach
vom 21.03.2024 wird aufgrund redaktioneller Anderungen aufgehoben und nochmals angepasst.
Die Aktualisierungen sind in der Anlage (Satzungsentwurf) farblich markiert.

Die Verwaltung empfiehlt die Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach in der vor-
gelegten und aktualisierten Fassung zu beschlieRen und zum 01.06.2024 in Kraft treten zu lassen.

Beschlussvorschlag:

Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung Uber die Neufassung der Satzung tber die Fried-
hofsordnung der Stadt Gladenbach vom 21.03.2024 wird aufgehoben.

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach beschlie3t die vorliegende Neufassung
der Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach auf der Grundlage der vom Hessi-
schen Stadte- und Gemeindebund erarbeiteten Mustersatzung. Die Satzung tritt zum 01.06.2024 in
Kraft.

Die bisherige gultige Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom 24.06.2010, in
Kraft getreten am 09.07.2010 und die 1. Satzung zur Anderung der Satzung Uber die Friedhofsord-
nung der Stadt Gladenbach vom 13.10.2016, in Kraft getreten am 21.10.2016, treten aulBer Kraft.
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SATZUNG
uber die Friedhofsordnung
der Stadt Gladenbach

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes
vom 16.02.2023 (GVBI. S. 90, 93) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und
Bestattungsgesetzes (FBG) vom 05.07.2007 (GVBI. | S. 338, ber. S. 534) zuletzt geandert
durch Art. 1 Zweites AndG vom 23.08.2018 (GVBI. S. 381) hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach in der Sitzung vom 16.05.2024 fir die
Friedhdfe der Stadt Gladenbach die folgende Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt
Gladenbach beschlossen, die hiermit offentlich bekannt gemacht wird:

I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich

Diese Friedhofsordnung gilt flir den Friedhof der Kernstadt und der Stadtteile Bellnhausen,
Diedenshausen, Erdhausen, Friebertshausen, Frohnhausen, Kehinbach, Mornshausen,
Rachelshausen, Romershausen, Richenbach, Runzhausen, Sinkershausen, Weidenhausen
und Weitershausen.

§ 2 Verwaltung des Friedhofes

Die Verwaltung der Friedhdfe obliegt dem Magistrat, im folgenden Friedhofsverwaltung
genannt.
§ 3 Friedhofszweck und Bestattungsberechtigte

(1) Die Friedhofe dienen der Bestattung und der Pflege der Graber im Andenken an die
Verstorbenen.

(2) Gestattet ist die Bestattung derjenigen Personen,

a) die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner der Stadt Gladenbach waren
oder

b) die ein Recht auf Benutzung einer Grabstatte auf der in § 1 genannten Friedhofe
hatten oder

c) die innerhalb des Stadtgebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof
aullerhalb der Stadt Gladenbach beigesetzt werden oder

d) die fruheren Einwohnerinnen und Einwohner waren und zuletzt in einem Pflegeheim
oder einer ahnlichen Einrichtung auRerhalb der Stadt Gladenbach gelebt haben oder
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e) totgeborene Kinder, die mit einem Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder
nach der 24. Schwangerschaftswoche geboren wurden.

Die Bestattung derjenigen Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder
Einwohner der Stadt Gladenbach waren, erfolgt in der Regel auf dem Friedhof des
Stadltteils, in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten.

Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der
Friedhofsverwaltung. Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht.
Totgeborene Kinder und Foéten, die die Voraussetzungen in Abs. 2 e) nicht erfullen,
kénnen auf Wunsch einer oder eines Angehorigen bestattet werden.

§ 4 Begriffsbestimmung

Unter einer Grabstatte ist ein fir Bestattungen oder Beisetzungen vorgesehener, genau
bestimmter Teil des Friedhofsgrundstiickes mit dem darunter liegenden Erdreich zu
verstehen. Eine Grabstatte kann eine (Reihen-) oder mehrere (Wahl-)Grabstellen
umfassen.

Unter einer Grabstelle ist der Teil der Grabstatte zu verstehen, der der Aufnahme einer
menschlichen Leiche bzw. bei Urnengrabstatten einer Aschenurne dient.

Unter einer Leiche wird der tote Kodrper eines Menschen verstanden. Die nahere
Bestimmung ergibt sich aus § 9 Abs. 2 FBG.

Nutzungsberechtigter ist derjenige, dem eine Grabstatte Uberlassen bzw. im Wege der
Rechtsnachfolge Ubertragen wurde.

Die Nutzungszeit ist die Laufzeit einer Grabstatte, fur die das Nutzungsrecht erworben,
wiedererworben oder verlangert wurde.

Die Ruhefrist ist die Zeitspanne, innerhalb derer die Grabstelle nicht erneut belegt
werden darf.

§ 5 SchlieBung und Widmung
Ein Friedhof und Friedhofsteile kbnnen geschlossen oder entwidmet werden.
Durch die Schlieffung sind weitere Bestattungen nicht moéglich. Durch die Entwidmung
geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestatte der Toten verloren. Die Entwidmung
ist erst mit Wirkung von dem Zeitpunkt an zulassig, zu dem samtliche Ruhefristen der auf
dem Friedhof vorgenommenen Beisetzungen abgelaufen sind.

Die Schlielung und Entwidmung sind 6ffentlich bekannt zu machen.

Il. Ordnungsvorschriften

§ 6 Offnungszeiten

Die Friedhofe sind wahrend der durch die Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten fur den
Besuch gedffnet. Die Offnungszeiten werden durch Aushang an den Friedhofseingdngen
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bekanntgegeben. Sonderregelungen kénnen durch die Friedhofsverwaltung getroffen werden.
Das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile kann durch die Friedhofsverwaltung aus
besonderem Anlass eingeschrankt oder voribergehend untersagt werden.

§ 7 Nutzungsumfang

(1) Jede Friedhofsbesucherin oder jeder Friedhofsbesucher hat sich der Wirde des Ortes
entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen des aufsichtsbefugten Friedhofspersonals
ist Folge zu leisten. Kinder unter 10 Jahren durfen den Friedhof nur in Begleitung
Erwachsener betreten.

(2) Nicht gestattet ist innerhalb des Friedhofs:

a)

f)

g)
h)

i)

Die

Das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht eine besondere
Erlaubnis hierzu erteilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kinderwagen und
Rollstihle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der
Bestattungsunternehmen oder gewerblich Tatigeri. S. d. § 9,

Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten,

an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Bestattung stdrende Arbeiten
auszufihren,

die Erstellung oder Verwertung von Film-, Ton-, Video- oder Fotoaufnahmen, auller
zu privaten Zwecken,

Plakate anzubringen bzw. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen,
die im Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und Ublich sind sowie Plakate und
Informationsschriften der Friedhofsverwaltung,

den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und zu
beschadigen sowie Rasenflachen und Grabstatten unberechtigterweise zu betreten,

Abraum und Abfélle aller Art auRerhalb der hierflr vorgesehenen Platze abzulegen,
Tiere mitzubringen, ausgenommen Blinden- und Assistenzhunde,

abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente zu spielen oder Tonwiedergabegerate
fur Dritte hérbar zu betreiben.

Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des

Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(3) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhangende
Veranstaltungen bedurfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spatestens
eine Woche vor Durchfiihrung anzumelden.

§ 8 Sitzgelegenheiten

Ruhebanke und Stlhle sowie sonstige Sitzgelegenheiten durfen nur mit Einwilligung der
Friedhofsverwaltung an oder auf Grabstatten aufgestellt werden.
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§ 9 Gewerbliche Tatigkeit auf dem Friedhof

Gewerbliche Téatigkeiten auf dem Friedhof (insbesondere Steinmetze, Steinbildhauer,
Gartner, Bestatter, Tischler) bedurfen, soweit nicht Arbeiten im Auftrag der
Friedhofsverwaltung durchgefiihrt werden, der vorherigen Zulassung durch die
Friedhofsverwaltung.

Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die

a) in fachlicher, betrieblicher und persdnlicher Hinsicht zuverlassig sind und

b) diese Friedhofsordnung durch Unterschrift fir alle einschlagigen Arbeiten als
verbindlich anerkannt haben.

Uber den Antrag wird unverziiglich, spatestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage
aller Unterlagen entschieden. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Zulassung als erteilt.

Die gewerblichen Tatigkeiten missen mit dem Friedhofszweck vereinbar sein und dirfen
Bestattungsfeierlichkeiten nicht stéren.

Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon abhangig machen, dass die
Antragstellerin oder der Antragsteller einen fiir die Ausflihrung ihrer oder seiner Tatigkeit
ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.

Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte, die bei der Ausflihrung
aller Arbeiten auf dem Friedhof mitzufuhren und den Aufsichtspersonen auf Verlangen
vorzuzeigen ist. Die Berechtigungskarte wird antragsgemal® fir ein oder funf
Kalenderjahr/e ausgestellt. Eine einmalige Zulassung ist moglich. Berechtigungskarten
sind nicht tbertragbar.

Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung zu beachten.
Die Gewerbetreibenden haften fir alle Schaden, die sie oder ihre Bediensteten im
Zusammenhang mit einer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhdfen dirfen nur werktags innerhalb der
Offnungszeiten ausgefiihrt werden. Die Arbeiten sind frihestens um 7.00 Uhr
aufzunehmen und eine halbe Stunde vor Schlielung des Friedhofs, spatestens um 20.00
Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen.

Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dirfen auf dem Friedhof
nur an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen voriibergehend gelagert
werden. Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in Ordnung
zu bringen. Gewerbliche Gerate diurfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des
Friedhofs gereinigt werden.

Gewerbetreibenden, die wiederholt oder schwerwiegend gegen diese Friedhofssatzung
verstofden oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr
gegeben sind, kann die Friedhofsverwaltung die Zulassung nach schriftlicher Mahnung
auf Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen.

(10) Firmenwerbung ist auf den Friedhéfen der Stadt Gladenbach nicht gestattet.
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lll. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 10 Bestattungen

Jede Bestattung ist unverziglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung
unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen anzumelden.

Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstatte beantragt, ist das
Nutzungsrecht nachzuweisen.

Ort und Zeit der Bestattung werden durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Dabei
werden Wiuinsche der fir die Bestattung sorgepflichtigen Personen nach Mdéglichkeit
berlcksichtigt.

Bestattungen finden nur montags bis freitags statt. In begriindeten Fallen sind mit
Genehmigung der Friedhofsverwaltung Ausnahmen gegen Zahlung einer zusatzlichen
Gebuhr zuldssig. An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen finden keine Bestattungen
statt.

§ 11 Leichenhalle und Beschaffenheit von Sargen und Urnen

Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur in
Begleitung eines Angehdrigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der
Friedhofsverwaltung betreten werden.

Leichen missen spatestens 36 Stunden nach dem Eintritt des Todes, jedoch nicht vor
Ausfullung des Leichenschauscheines oder einer Todesbescheinigung in die
Leichenhalle des Friedhofs oder eine sonstige am Begrabnisort verfiigbare 6ffentliche
Leichenhalle gebracht werden. Als offentliche Leichenhallen gelten auch die
Leichenhallen von Krematorien, Krankenhdusern, Bestattungsunternehmen und
Pathologischen sowie Rechtsmedizinischen Instituten.

Leichen sind in verschlossenen Sargen in die Leichenhalle zu verbringen. Die Sarge
mussen festgefiigt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit
ausgeschlossen ist. Die Sarge dirfen nicht aus Metall, Kunststoff oder sonstigen schwer
verganglichen Stoffen hergestellt werden. Fur die Bestattungen sind zur Vermeidung von
Umweltbelastungen und zur besseren Verwesung nur Sarge und Urnen aus leicht
abbaubarem Material zu verwenden. Entsprechendes gilt fur Sargzubehér und -
ausstattung, sowie fiur die Kleidung der Leiche. Die Regelung des § 15 S. 2 FBG bleibt
hiervon unberihrt.

Die Sarge werden spatestens 15 Minuten vor Beginn der Trauerfeier bzw. der
Bestattungszeit geschlossen und dirfen gemaR § 18 Abs. 1 FBG nicht mehr gedffnet
werden. Die sarglose Bestattung aus religiosen Grinden gem. § 18 Abs. 2 FBG bleibt
unberthrt. Bis dahin kénnen die Angehorigen den Verstorbenen, sofern keine
gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, nach vorausgegangener
Absprache mit dem Friedhofspersonal oder der Friedhofsverwaltung sehen.

Die Stadt Gladenbach haftet nicht flir den Verlust von Wertgegenstanden, die den Leichen
beigegeben worden sind.

Trauerfeiern kénnen im Aufbahrungsraum der Leichenhalle / in einem dafir bestimmten
Raum (Friedhofskapelle), am Grab oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle
abgehalten werden.
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Der Transport des Sarges zur Grabstatte erfolgt durch das Friedhofspersonal bzw. die
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter eines beauftragten Beerdigungsinstitutes oder
eigenverantwortlich im Sinne des Haftungsrechts durch Trager, die von den Angehdrigen
beauftragt werden. Ausnahmen bedurfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

§ 12 Grabstatte und Ruhefrist

Die Graber werden nur durch das Friedhofspersonal bzw. durch Beauftragte der
Friedhofsverwaltung ausgehoben, gedffnet und geschlossen.

Im Stadtteil Richenbach kann die Bestattung nach der bisherigen Ubung
eigenverantwortlich im Sinne des Haftungsrechts in Selbst- oder Nachbarschaftshilfe
vorgenommen werden.

Die Tiefe der einzelnen Graber betragt von der Erdoberflache (ohne Hugel) bis zur
Sargoberkante mindestens 0,90 m, bis zur Urnenoberkante mindestens 0,50 m.

Werden bei der Wiederbelegung einer Grabstatte beim Ausheben Leichenteile, Sargteile
oder sonstige Uberreste gefunden, so sind diese sofort mindestens 0,30 m unter die Sohle
des neuen Grabes zu verlegen oder gem. § 6 Abs. 3 FBG in geeigneter Weise innerhalb
des Friedhofs, z.B. in einer Gemeinschaftsgrabstelle dem Erdboden einzuverleiben. Dies
gilt auch fur Ascheurnen.

Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung einer Grabstelle betragt fir Leichen und Aschen 25
Jahre. Fir Aschen, die in einem belegten Reihen-/Wahlgrab beigesetzt sind, betragt die
Ruhefrist 15 Jahre.

§ 13 Totenruhe und Umbettung
Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestort werden.

Umbettungen von Leichen und Aschen bedurfen, unbeschadet der Regelung in § 26 FBG
und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der
Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur auf Antrag und bei Vorliegen eines
besonderen Grundes erteilt werden. Umbettungen aus einer Reihengrabstatte/
Urnenreihengrabstatte in eine andere Reihengrabstatte/Urnenreihengrabstatte sind
innerhalb der Stadt Gladenbach nicht zulassig.

Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr Beauftragte
durchgeflhrt. Die Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.

Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schaden, die an benachbarten
Grabstatten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat die Antragstellerin oder
der Antragsteller zu tragen.

Der Ablauf der Ruhefrist und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht
unterbrochen oder gehemmt. Die Nutzungszeit kann auf Antrag zuriickgegeben werden.

Bei Baumgrabstatten sind Urnenausgrabungen und Umbettungen grundsatzlich
ausgeschlossen.
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IV. Grabstatten
§ 14 Grabarten
Auf dem Friedhof werden folgende Arten von Grabstatten zur Verfigung gestellt:

Reihengrabstatten,

Wahlgrabstatten,

Urnenreihengrabstatten,

Urnenwahlgrabstatten oder Urnenwande,

Feld far anonyme Urnenbeisetzungen,

Feld fur Rasenurnenbestattungen mit Gedenkstein,
Feld fir anonyme Rasenerdbestattungen,

Feld fir Rasenerdbestattungen mit Gedenkstein,
Gemeinschaftliche Bestattungsanlage fir totgeborene Kinder und Féten,
Urnenbaumgrabstatten,

Sarglose Bestattungen aus religiésen Grinden.
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Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechts an einer der Lage nach
bestimmten Grabstatten oder auf Unveranderlichkeit der Umgebung.

Die Bestattungen erfolgen nach den von der Friedhofsverwaltung aufgestellten
Belegungsplanen.

§ 15 Nutzungsrechte an Grabstatten

Nutzungsrechte an Grabstatten kédnnen nur nach MaRgabe dieser Friedhofsordnung
begrindet werden. Sie sind Ooffentlich-rechtlicher Natur. Die Grabstatten bleiben
Eigentum der Stadt.

Bei Streitigkeiten zwischen den Beteiligten Uber Rechte an Grabstatten, Uber die
Verwaltung oder Gestaltung einer Grabstatte oder eines Grabmals kann die
Friedhofsverwaltung bis zur gutlichen Einigung oder rechtskraftigen gerichtlichen
Entscheidung Uber diese Streitigkeiten die erforderlichen vorlaufigen Regelungen
treffen.

§ 16 Grabbelegung

In jeder Grabstelle darf wahrend des Laufs der Ruhefrist grundsatzlich nur eine
Erdbestattung oder Urnenbestattung vorgenommen werden.

Es ist zulassig, eine mit ihrem neugeborenen Kind verstorbene Mutter oder zwei zur
gleichen Zeit in ihrem ersten Lebensjahr verstorbene Kinder in einem Sarg beizusetzen.

§ 17 Verlegung von Grabstiatten

Aus zwingenden Grunden des Offentlichen Rechts kann die Friedhofsverwaltung Grabstatten
verlegen. Die Leichen oder Aschenreste sind in diesen Fallen in eine andere Grabstatte
gleicher Art umzubetten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen sind umzusetzen. Die
Kosten der Malinahme tragt der Veranlasser.
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A. Reihengrabstatten
§ 18 Definition der Reihengrabstatte

Reihengrabstatten sind Grabstatten fur Erdbestattungen und Grabkammern. Sie werden der
Reihe nach belegt und im Todesfall fur die Dauer der Ruhefrist des zu Bestattenden zugeteilt.
Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstatte oder eine Verlangerung des
Nutzungsrechts ist nicht moglich.

§ 19 MaRBe der Reihengrabstatte

(1) Es werden eingerichtet:

a) Reihengrabstatten fir die Beisetzung Verstorbener bis zum vollendeten 5.
Lebensjahr,

b) Reihengrabstatten fir die Beisetzung Verstorbener ab vollendetem 5. Lebensjahr.

(2) Die Reihengrabstatten haben folgende Male:

1. Fur Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr

Lange: 1,20 m
Breite: 0,60 m

Der Abstand zwischen den Reihengrabstatten betragt: 0,50 m.
2. Fur Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr

Lange: 2,00 m oder 2,20 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Reihengrabstatten betragt: 0,50 m.

Das jeweilige Mal richtet sich nach den &rtlichen Gegebenheiten bzw. nach den
Belegungsplanen.

Jede Grabstelle eines Tiefengrabes hat folgende Male:

Lange: 2,20 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Tiefengrabstatten betragt 0,30 m.

§ 20 Wiederbelegung und Abraumung

(1) Uber die Wiederbelegung von Reihengrabstétten, fiir die die Ruhefrist abgelaufen ist,
entscheidet die Friedhofsverwaltung.

(2) Das Abraumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen vor der Wiederbelegung ist
3 Monate vorher offentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld
bekannt zu machen. Soweit vorhanden, wird zusatzlich in den Aushangkasten auf die
Abraumung hingewiesen.



(1)

)

(4)

7.08

B. Wahigrabstatten
§ 21 Definition, Entstehung und Ubergang des Nutzungsrechtes

Wahlgrabstatten sind Grabstatten fur Erdbestattungen und Grabkammern, an denen auf
Antrag ein Nutzungsrecht fir die Dauer von 35 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Auf
Verleihung eines Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstatte besteht kein Rechtsanspruch.
Der Ersterwerb eines Nutzungsrechts umfasst die gesamte Grabstétte, ist nur moglich
anlasslich eines Todesfalles und bei einem Mindestalter der/des Hinterbliebenen von 60
Jahren. Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben oder verlangert
werden. Wiedererwerb oder Verlangerung sind nur auf Antrag und nur fir die gesamte
Wahlgrabstatte mdglich. Ein Rechtsanspruch auf Verlangerung oder Wiedererwerb
besteht nicht. Eine Ausnahme hiervon gilt bei der Verlangerung oder dem Wiedererwerb
bezlglich einer nicht voll belegten Wahlgrabstatte.

Unter einem Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstatte ist die
Einraumung einer zweiten Nutzungszeit zu verstehen. Der Antrag kann friihestens sechs
Monate vor Ablauf des Nutzungsrechtes gestellt werden.

Die Verlangerung des Nutzungsrechtes umfasst einen kirzeren Zeitraum als die
komplette Nutzungszeit.

Der Wiedererwerb und die Verlangerung ist von der Entrichtung einer entsprechenden
Gebuhr gemal Friedhofsgebuhrenordnung abhangig.

Es werden nur zweistellige Wahlgrabstatten fir Erdbestattungen und Grabkammern
bereitgestellt. Bei zweistelligen Grabkammern erfolgen in jeder Kammer zwei
Beisetzungen, wobei die Erstbelegung als Tiefengrab vorgenommen wird. Nach Ablauf
der Ruhefrist einer Leiche kann in der betreffenden Grabstelle eine weitere Beisetzung
erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit die Ruhefrist erreicht oder das Nutzungsrecht
wiedererworben bzw. mindestens flr die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist verlangert
worden ist.

Uber den Erwerb des Nutzungsrechtes wird eine Verleihungsurkunde ausgehandigt. Die
oder der Nutzungsberechtigte hat das Recht auf Beisetzung nach seinem Ableben sowie
im Falle des Erwerbs einer mehrstelligen Wahlgrabstatte das Recht auf Beisetzung ihrer
oder seiner verstorbenen Angehérigen in dem Wahlgrab. Angehérige im Sinne dieser
Bestimmung sind:

Ehegatten,

Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz,

Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister,
Ehegatten und Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz der unter Abs. 4
Nr. 3 bezeichneten Personen.

PO~

Die Beisetzung anderer Personen in dem Wahlgrab bedarf der Einwilligung der
Friedhofsverwaltung.

Das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstatte kann nur mit Einwiligung der
Friedhofsverwaltung und nur auf Angehdrige im Sinne des § 21 Abs. 4 Ubertragen werden.

Die Erwerberin oder der Erwerber einer Wahlgrabstatte soll fir den Fall ihres oder seines

Ablebens ihre Nachfolgerin oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Diese

oder dieser ist aus dem in § 21 Abs. 4 aufgeflihrten Personenkreis zu benennen. Wird

keine Regelung getroffen oder verzichtet eine bestimmte Person, so geht das

Nutzungsrecht in der in § 21 Abs. 4 genannten Reihenfolge auf die Angehdrigen der
9
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verstorbenen Erwerberin oder des verstorbenen Erwerbers Uber. Innerhalb der einzelnen
Gruppen wird jeweils die oder der Alteste nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim Tod
einer oder eines Nutzungsberechtigten, auf den das Nutzungsrecht friiher ibergegangen
war.

Jede Person, auf die ein Nutzungsrecht Ubergeht, kann durch Erklarung gegeniiber der
Friedhofsverwaltung auf das Nutzungsrecht verzichten.

(7) Das Recht auf Beisetzung in einer Wahlgrabstatte [auft mit der Nutzungszeit ab. Wahrend
der Nutzungszeit darf eine Beisetzung jedoch nur stattfinden, wenn die Ruhefrist fir diese
Beisetzung die Nutzungszeit nicht Ubersteigt oder das Nutzungsrecht wiedererworben
bzw. mindestens fur die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist flr diese Beisetzung verlangert
worden ist.

§ 22 MaRe der Wahlgrabstitte
Jede Wabhlgrabstatte hat folgende Male:

Lange: 2,00 moder 2,20 m
Breite: 2,40 m

Der Abstand zwischen den Wahlgrabstatten betragt 0,50 m.

Das jeweilige Mal richtet sich nach den &rtlichen Gegebenheiten bzw. nach den
Belegungsplanen.

Jede Grabstelle eines Tiefengrabes hat folgende Male:

Lange: 2,20 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Tiefengrabstatten betragt 0,30 m.

C. Urnengrabstatten
§ 23 Formen der Aschenbeisetzung
(1) Aschen dirfen beigesetzt werden in

a) Urnenreihengrabstatten (maximal 1 Aschenurne),
b) Urnenwahlgrabstatten (maximal 4 Aschenurnen),
c) Grabstatten fur Erdbestattungen wie folgt:
¢ inbestehende Reihengraber, Rasengrabfelder und Rasengrabfelder mit stehendem
Stein (§ 33, Il. und lll.), maximal 2 Aschenurnen, sofern die restliche Ruhefrist fur
diese Grabstatte noch mindestens 15 Jahre betragt,
e in bestehende Wahlgraber maximal 4 Aschenurnen, sofern die restliche
Nutzungszeit fur diese Grabstatte noch mindestens 15 Jahre betragt,

d) einem Feld fir anonyme Urnenbeisetzungen,

e) einem Rasenfeld fur Urnenbeisetzungen,

f) Urnenstelen/Urnenwanden,

g) Gemeinschaftliche Bestattungsanlage fiir totgeborene Kinder und Féten,
h) Urnenbaumgrabstatten.

10
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(2) In Urnenreihengrabstatten, in Urnenwahlgrabstatten, in einem Feld fur anonyme
Urnenbeisetzungen und im Rasenfeld fur Urnenbeisetzungen auf ausgewiesenen
Friedhofen sowie in Grabstatten fir Erdbestattung kénnen Aschenurnen nur unterirdisch
beigesetzt werden.

§ 24 Definition der Urnenreihengrabstatte
(1) Urnenreihengrabstatten sind fur Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, die der Reihe
nach belegt und im Todesfall flir die Dauer der Ruhefrist zur Beisetzung einer Aschenurne
abgegeben werden. Eine Verlangerung des Nutzungsrechts oder ein Wiedererwerb ist
nicht moglich.

(2) Die Urnenreihengrabstatten haben folgende Male:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Urnenreihengrabstatten betragt: 0,50 m.

§ 25 Definition der Urnenwahlgrabstatte

(1) Urnenwahlgrabstatten sind fur Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, an denen auf
Antrag ein Nutzungsrecht fur die Dauer von 35 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird.

(2) Die Urnenwahlgrabstatten haben folgende Male:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m (bis zu 2 Urnen),

Lange: 1,00 m
Breite: 2,00 m (bis zu 4 Urnen).

Der Abstand zwischen den Urnenwahlgrabstatten betragt: 0,50 m.

Die Zahl der Urnen, die in einer Urnenwahlgrabstatte bestattet werden kénnen, richtet sich
nach der GroRRe der Grabstatte; die fur eine Urne bestimmte Mindestflache betragt 0,25 m?2.
Nach Ablauf der Ruhefrist und Erldschen des Nutzungsrechts ist die Friedhofsverwaltung
berechtigt, die beigesetzten Aschenurnen zu entfernen. Die Asche wird an geeigneter Stelle
des Friedhofs in wirdiger Weise der Erde Ubergeben.

§ 26 Verweisungsnorm

Die Vorschriften dieser Friedhofsordnung Uber Reihen- und Wahlgrabstatten flr
Erdbestattungen gelten fir Urnengrabstatten entsprechend, soweit sich aus den vorstehenden
Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.

§ 27 Feld fiir anonyme Urnenbeisetzungen

Bei der Beisetzung einer Aschenurne in einem Feld flir anonyme Bestattungen wird die
Beisetzungsstelle nicht besonders kenntlich gemacht oder als Einzelgrabstelle ausgewiesen.
Das Grabfeld wird als einheitliche Rasenflache angelegt. Nach der Beisetzung einer Urne wird

11
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die Beisetzungsstelle nicht durch Hiigel, Einfassung oder sonstige Gestaltung als Grabstatte
kenntlich gemacht. Ein besonderer Hinweis auf den Beigesetzten durch Grabkreuz,
Namensschilder oder Gedenktafel ist nicht méglich. Mit Zustimmung der Angehdrigen ist die
Beisetzung mehrerer Urnen in einem Grab moglich. Grabschmuck und Anpflanzungen sind
nicht gestattet.

(1)

(2)

§ 27a Rasenurnengraber

Rasenurnengraber sind fir Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, die der Reihe
nach belegt und im Todesfall fir die Dauer der Ruhefrist zur Beisetzung einer Aschenurne
abgegeben werden. Eine Verlangerung des Nutzungsrechts oder ein Wiedererwerb ist
nicht moglich.

Die Rasenurnengraber haben folgende Male:

Lange: 1,00 m
Breite: 1,00 m

Der Abstand zwischen den Rasenurnengrabern betragt: 0,50 m

©)

(4)

(1)

Grabmale und sonstige Grabausstattungen mussen in Gestaltung und Verarbeitung
folgenden Anforderungen entsprechen:

a) Fur Grabmale dirfen nur Platten aus Naturstein und geschmiedetes oder gegossenes
Metall verwendet werden.

b) Die Platten missen plan ohne jegliche Erhebung in die Grabflache eingepasst werden.

c) Die Platten dlrfen nur mit eingravierter-n/eingelassener-n Schrift, Ornamenten und
Symbolen versehen werden.

d) Die GroRe der Platten betragt:

Lange: 0,40 m
Breite: 0,50 m
Starke: 0,06 m

Die Anlage und Pflege der Rasenurnengraber obliegt ausschlieBlich der
Friedhofsverwaltung. Auf den Rasenurnengrabern dirfen nur Sargauflagen sowie Kranze
bzw. Blumen im Rahmen der Trauerfeier abgelegt werden, die nach Verwelken von den
Angehorigen zu entsorgen sind. Geschieht dies nicht, so kann sie die Friedhofsverwaltung
ohne Ankindigung beseitigen. Blumenschalen oder andere Gestecke/ Gegenstande
durfen nicht abgestellt werden.

D. Weitere Grabarten
§ 28 Gemeinschaftliche Bestattungsanlage fiir totgeborene Kinder und Féten

Auf dem Friedhof in der Kernstadt halt die Stadt Gladenbach ein zentrales Feld fur die
gemeinschaftliche Bestattung von totgeborenen Kindern, welche vor Ablauf der 24.
Schwangerschaftswoche geboren worden sind bzw. bei der Geburt weniger als 500
Gramm gewogen haben und Foéten vor. Sie ist als Rasenflache angelegt und enthalt einen
zentralen Gedenkstein mit Ablageflache fir Blumen und kleine Gegenstande in
Erinnerung an die bzw. den Verstorbenen.

12
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Die Pflege, Unterhaltung und sonstige Bewirtschaftung der Anlage und das Abraumen des
Blumenschmucks an dem zentralen Gedenkstein erfolgt durch die Stadt Gladenbach.

Der Erwerb eines individuellen Nutzungsrechtes erfolgt nicht.

§ 29 Urnenbaumgrabstatten

Bestattungen von Ascheresten sind an besonders ausgewiesenen Baumen im
Wurzelbereich der Baume moglich und richtet sich nach den értlichen Gegebenheiten und
wird durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Die Beisetzung darf nur in einer biologisch
abbaubaren Urne erfolgen.

In einer Baumgrabstatte kann eine Urne beigesetzt werden. Dabei wird jeder beigesetzten
Urne eine raumlich abgrenzbare und individuelle Parzelle tberlassen.

Das Nutzungsrecht an Urnenbaumgrabstatten wird fiir die Dauer von 25 Jahren verliehen.
Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlangerung des Nutzungsrechtes ist nicht méglich.

Sollte der Baum im Laufe des Nutzungsrechtes beschadigt oder zerstort werden, ist die
Friedhofsverwaltung zur Ersatzpflanzung eines neuen Baumes verpflichtet, wenn es die
ortlichen Gegebenheiten zulassen.

Die Kennzeichnung der Urnenbaumgrabstatte erfolgt durch die Friedhofsverwaltung mit
einer Namenstafel (Edelstahl) an einer im Umfeld des Baumes aufgestellten Stele
(basaltfarbener Betonwerkstein). Auf der Namenstafel konnen Name, Vorname, Geburts-
und Sterbejahr eingraviert werden. Die Namenstafeln dirfen maximal eine Gréfe von
0,13 m x 0,06 m aufweisen. Es ist untersagt, die Baume dariber hinaus zu
bearbeiten (aulRer zu gieRen), zu schmicken oder in sonstiger Weise zu verandern.

Das Ablegen von Grabschmuck bzw. anderen Gegenstanden auf der Grabstatte ist nicht
gestattet. Der Grabschmuck darf nur an einer gesondert ausgewiesenen Stelle abgelegt
werden.

Die Anlage und Pflege der Grabstatte obliegt ausschliefllich der Stadt Gladenbach.
Pflegeeingriffe sind insbesondere zuldssig, soweit dieses aus Grinden der
Verkehrssicherheit geboten ist. Ansonsten soll der Baumbestand in weitgehend
naturbelassenem Zustand verbleiben.

§ 30 Sarglose Bestattung aus religiosen Griinden
Auf einem gesondert ausgewiesenen Bestattungsfeld auf dem Friedhof Gladenbach-
Kernstadt kénnen sarglose Bestattungen aus religiésen Grinden durchgefihrt werden.

Hierzu bedarf es der Genehmigung durch die Friedhofsverwaltung.

Die Voraussetzungen und die Art der Durchfihrung der Bestattung sind bei der
Friedhofsverwaltung zu erfragen.

Sarglose Bestattungen sind Reihengrabstatten, die der Reihe nach belegt und im

Todesfall fur die Dauer der Ruhefrist eines Reihengrabes abgegeben werden. Eine
Verlangerung des Nutzungsrechts oder ein Wiedererwerb ist nicht mdglich.
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V. Gestaltung der Grabstatten
§ 31 Wahlmoglichkeit

(1) Auf den Friedhoéfen konnen in gleichwertiger Lage Grabfelder, fur die allgemeinen
Gestaltungsvorschriften, und Grabfelder, flir die besondere Gestaltungsvorschriften
gelten, eingerichtet werden.

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstatte bestimmt die Antragstellerin oder der Antragsteller,
ob diese in einem Grabfeld mit allgemeinen oder in einem Grabfeld mit besonderen
Gestaltungsvorschriften liegen soll. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese
Wahimdglichkeit vor dem Erwerb des Nutzungsrechtes hinzuweisen. Wird von dieser
Wahimdglichkeit bei der Anmeldung der Bestattung nicht Gebrauch gemacht, erfolgt die
Bestattung grundsatzlich in einem Grabfeld, fir das die allgemeinen
Gestaltungsvorschriften gelten.

§ 32 Allgemeine Gestaltungsvorschriften
Fir samtliche Friedhofe gelten folgende allgemeine Gestaltungsvorschriften:

1. Jede Grabstatte ist spatestens nach zwei Jahren mit einem Grabmal und einer
Grabeinfassung zu versehen, mit Ausnahme folgender Grabarten: Feld fur anonyme
Urnenbeisetzungen, Gemeinschaftliche Bestattungsanlage flir totgeborene Kinder und
Foten, Baumurnengrabstatten, Rasengraber.

2. Jede Grabstatte ist unbeschadet der Anforderungen fiir Grabfelder mit besonderen
Gestaltungsvorschriften (§ 33) so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen,
dass der Friedhofszweck sowie die Wirde des Ortes und die Pietat gewahrt werden.

3. Auf den Grabstatten diurfen insbesondere zum Gedenken an die dort Ruhenden
Grabmale errichtet und sonstige Grabausstattungen angebracht werden. Grabmale und
sonstige Grabausstattungen mussen aus wetterbestandigem Werkstoff hergestellt sein.
Sie mussen sich in die Gestaltung und das Gesamtbild des Friedhofs einfligen.

4. Grabmale und sonstige Grabausstattungen mussen standsicher im Sinne von § 35 sein.

5. Die maximale Hbhe eines Grabmales betragt 1,50 m. Die Mindeststarke der Grabmale
betragt ab 0,40 m bis 1,00 m H6éhe 0,14 m, ab 1,00 m bis 1,50 m Héhe 0,16 m.

6. Grabmale dirfen nicht gréRer als die Grabstatte selbst sein.

7. Firmenbezeichnungen dirfen nur an Grabmalen, und zwar in unauffalliger Weise seitlich
angebracht werden.

§ 33 Besondere Gestaltungsvorschriften
. Grabkammerfelder auf dem Friedhof im Stadtteil Weidenhausen

(1) Fur den Bereich des oberen Grabkammerfeldes (Abteilung A) und des unteren
Grabkammerfeldes (Abteilung B 1) gelten folgende Gestaltungsvorschriften:
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Zulassig ist:

die Errichtung von Grabeinfassungen,

die Bepflanzung der Graber,

Errichtung eines Sockels auf dem bereits vorhandenen Sockel,
Die Grolie der Grabmale wird wie folgt begrenzt:

auf einstelligen Grabstatten bis zu einer Ansichtsflache von 0,50 m?
auf zweistelligen Grabstatten bis zu einer Ansichtsflache von 0,70 m2.

(2) Fur den Bereich des unteren Grabkammerfeldes (Abteilung B 2) gelten folgende

Gestaltungsvorschriften:

Grabeinfassungen aller Art sind grundsatzlich unzulassig.

Die Bepflanzung der Graber ist grundsatzlich unzulassig.

Die Grabstellen werden einheitlich als Rasenflache angelegt.

Die Errichtung eines Sockels zum Abstellen von Blumen, Vasen o.a. direkt vor dem
Grabstein ist zulassig.

e Die GrolRe der Grabmale wird wie folgt begrenzt:

auf einstelligen Grabstatten bis zu einer Ansichtsflache von 0,50 m2.

(3) Die Gestaltung des Grabkammerfeldes Abteilung B 3 richtet sich nach dem tatsachlichen

Bedarf und wird bei Belegung den Abteilungen B 1 oder B 2 zugeordnet.

ll. Rasengrabfelder

(1) Auf allen Friedhéfen kénnen Rasengrabfelder angelegt werden. Die Belegung ist nur fur

(2)

Reihengraber moglich. Die einzelnen Grabstellen werden eingesat. Eine Bepflanzung und
Einfassung der Grabstellen ist grundsatzlich unzulassig. Es ist mdglich, die Graber mit
einer Platte flr die Inschrift des Namens des/der Verstorbenen zu versehen (GréfRe
0,50 m x 0,40 m x 0,06 m). Die Platte muss mit der Erdoberkante abschliel3en, damit die
Pflege der Rasenflache maschinell erfolgen kann. Die Pflege der Rasenflache obliegt der
Stadt Gladenbach.

Die Beisetzung in diesem besonderen Rasenfeld kann grundsatzlich auch ohne spatere
Kennzeichnung des Namens erfolgen, so dass eine anonyme Beisetzung mdglich ist.

lll. Rasengrabfelder mit stehendem Stein

(1)

Auf allen Friedhéfen kdnnen Rasengrabfelder mit stehendem Stein ausgewiesen werden.
Die Belegung ist nur flr Reihengraber mdglich. Die einzelnen Grabstellen werden
eingesat. Bepflanzung und Einfassung der Grabstellen sind grundsétzlich unzulassig.

Dort sind folgende Gestaltungsmdéglichkeiten zugelassen:

Eine Platte in der GrofRe 0,80 m x 0,80 m x 0,08 m stark, die erdoberflachengleich auf
einem Fundament, das jeweils mit 0,20 m seitlichem Uberstand auf dem vorhandenen
Fundament zu verankern ist, anzubringen ist. Von der Auflenkante der Platte sind
ringsherum 0,15 m Abstand einzuhalten. Auf der verbleibenden Restflache 0,50 m x 0,50 m
sind folgende Gestaltungsmadglichkeiten zulassig:

e Inschrift fir den Namenszug,
e Ablegen von Blumenschmuck,
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e stehendes Grabmal in der maximalen Groflte von 0,90 m Hohe, 0,16 m Starke und
0,50 m Breite,
e liegendes Grabmal in den maximalen Ausmalfien von 0,50 m x 0,50 m.

§ 34 Genehmigungserfordernis fiir Grabmale und -einfassungen

(1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen und Grabeinfassungen bedarf der
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ohne Zustimmung sind bis
zur Dauer von zwei Jahren nach der Bestattung provisorische Grabmale als Holztafeln bis
zur GréfRe von 0,15 m x 0,30 m und Holzkreuze zulassig.

(2) Die Zustimmung ist unter Vorlage von Zeichnungen in doppelter Ausfertigung im Mal3stab
1:10 zu beantragen. Auf dem Antrag und den Zeichnungen missen alle Einzelheiten der
Anlage, insbesondere Art und Bearbeitung des Werkstoffs sowie Inhalt, Form und
Anordnung der Inschrift ersichtlich sein. Auf Verlangen sind Zeichnungen in groRerem
Malstab oder Modelle vorzulegen.

(3) Die Errichtung und jede Veradnderung sonstiger Grabausstattungen, die auf Dauer
angebracht werden sollen, wie Weihwassergefalle, Kerzenhalter, besondere Steine flr
Inschrift usw., bedlrfen ebenfalls der vorherigen schriftichen Zustimmung der
Friedhofsverwaltung. Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die sonstige
Grabausstattung nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Zustimmung errichtet
worden sind.

(5) Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsverwaltung errichtete oder mit den
vorgelegten Zeichnungen und Angaben nicht Ubereinstimmende Anlagen missen entfernt
oder den Zeichnungen und Angaben entsprechend verandert werden. Die
Friedhofsverwaltung kann die fir ein Grab Sorgepflichtige oder Nutzungsberechtigte oder
den fur ein Grab Sorgepflichtigen oder Nutzungsberechtigten schriftlich auffordern,
innerhalb angemessener Frist die Anlage zu entfernen oder zu verandern. Wird der
Aufforderung nicht rechtzeitig Folge geleistet, so kann die Anlage im Wege der
Ersatzvornahme durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden. Die dadurch
entstehenden Kosten sind vom Verpflichteten zu erstatten.

Falls die Anlage nicht innerhalb von 3 Monaten abgeholt wird, kann die
Friedhofsverwaltung mit ihr entsprechend den Vorschriften der §§ 383 BGB verfahren.
Hierauf ist in der Aufforderung hinzuweisen.

§ 34a Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit

(1) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein durfen nur aufgestellt werden, wenn sie
nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des
Ubereinkommens Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation vom 17.06.1999 (iber das
Verbot und unverzigliche MalRnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit hergestellt worden sind. Herstellung umfasst dabei samtliche
Bearbeitungsschritte von der Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt.

(2) Fur die Nachweiserbringung gilt § 6 a Abs. 2 und 3 FBG in der jeweils gliltigen Fassung.
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§ 35 Standsicherheit

(1) Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks, die in den

3)

(1)

Richtlinien flr das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmalen des
Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und
Holzbildhauerhandwerks (Versetzrichtlinien) festgelegt sind, so zu fundamentieren, zu
befestigen und herzustellen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Offnen
benachbarter Graber nicht umstirzen oder sich senken kénnen. Dies gilt fir sonstige
bauliche Anlagen entsprechend.

Mit dem Antrag auf Zustimmung gem. § 34 Abs. 2 sind schriftliche Angaben Uber die Art
der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die GréRe und Starke der
Fundamente vorzulegen. Falls durch die danach vorgesehene Fundamentierung und
Befestigung eines Grabmals dessen Standsicherheit nicht gewahrleistet erscheint, kann
die  Friedhofsverwaltung die  erforderliche = Anderung  vorschreiben.  Die
Friedhofsverwaltung kann Uberprifen, ob die vorgeschriebene Fundamentierung
durchgefiihrt worden ist und gegebenenfalls Abhilfe verlangen.

Bei Grabkammern muss das Grabmal fachgerecht auf dem bereits vorhandenen Sockel
bzw. Fundament befestigt werden. Grabmale aus Holz missen mindestens 0,30 m in der
Erde stehen.

Die Inhaberin/der Inhaber der Grabstatte bzw. die/der Nutzungsberechtigte sind
verpflichtet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal, und zwar nach Beendigung der
Frostperiode auf ihre Standfestigkeit hin fachmannisch zu tUberprifen oder auf ihre Kosten
durch Fachleute Uberprifen zu lassen, gleichglltig, ob duf3erliche Mangel erkennbar sind
oder nicht. Dabei festgestellte Mangel sind unverziglich auf eigene Kosten zu beseitigen
oder beseitigen zu lassen. Inhaberinnen/Inhaber von Grabstatten und
Nutzungsberechtigte, welche diesen Verpflichtungen nicht ordnungsgemaf
nachkommen, haften fur sich daraus ergebenden Schéaden.

Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen trotz
schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils
festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt,
das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen vorlaufig zu sichern (z.
B. Umlegung von Grabmalen, Absperrung) oder zu entfernen. Die Stadt ist verpflichtet,
diese Gegenstande drei Monate aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt
oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, geniigen als Aufforderung eine
offentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem Grabmal bzw. der sonstigen
baulichen Anlage, der fur die Dauer von einem Monat angebracht wird.

Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich.

Kinstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die
als besondere Eigenart eines Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem
Verzeichnis gefiihrt. Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Anderung
derartiger Grabmale und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zustandigen
Denkmalschutz- und -pflegebehdrden nach MalRgabe der gesetzlichen Bestimmung zu
beteiligen.

§ 36 Beseitigung von Grabmalen und -einfassungen
Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen dirfen vor Ablauf der
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der

Friedhofsverwaltung von der Grabstelle entfernt werden.
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Grabmale, die vor dem 01.01.2004 errichtet wurden, sind nach Ablauf der Nutzungszeit
und der Ruhefrist einschlie3lich der Fundamentierungen, der Einfassungen und sonstiger
Grabausstattungen von den Berechtigten zu entfernen. Kommt der Berechtigte dieser
Verpflichtung nicht nach, so kann die Friedhofsverwaltung ihn schriftlich auffordern,
innerhalb einer angemessenen Frist die Anlage zu entfernen. Wird der Aufforderung nicht
rechtzeitig Folge geleistet, so kann die Friedhofsverwaltung gegen Erstattung der Kosten
die Anlage entfernen lassen. Falls die Anlage nicht innerhalb von 3 Monaten abgeholt
wird, kann die Friedhofsverwaltung mit ihr entsprechend den Vorschriften der §§ 383 ff.
Burgerliches Gesetzbuch (BGB) verfahren. Hierauf ist in der Aufforderung hinzuweisen.

Grabmale und deren sonstigen baulichen Anlagen, die ab dem 01.01.2004 errichtet
wurden, werden nach Ablauf der Nutzungszeit und der Ruhefrist durch die
Friedhofsverwaltung abgebaut und entsorgt. Die Gebuhr flr diese Leistungen wird nach
der Aufstellung des Grabmals entsprechend der jeweils giltigen Fassung der
Friedhofsgebuhrenordnung erhoben. Die Nutzungsberechtigten erhalten innerhalb einer
gesetzten Frist von drei Monaten die Moglichkeit, abgerdumte Grabmale an einem
zentralen Platz abzuholen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, ein Grabmal oder
sonstige bauliche Anlage Uber diesen Zeitpunkt hinaus aufzubewahren. Grabmale und
bauliche Anlagen gehen entschadigungslos in das Eigentum der Stadt Uber, soweit dies
bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei Genehmigung fir die Errichtung eines Grabmals
oder sonstiger baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde.

Ist eine derartige Vereinbarung nicht getroffen worden, kann die Friedhofsverwaltung
diese nach entsprechender Verdffentlichung entsorgen bzw. entsprechend den
Vorschriften der §§ 383 ff. BGB verfahren.

VI. Herrichtung, Bepflanzung und Unterhaltung der Grabstatten
§ 37 Bepflanzung von Grabstatten

Alle Grabstatten — mit Ausnahme der Rasengrabfelder, dem Feld fir anonyme
Urnenbeisetzungen, der Urnenbaumgrabstatten, der sarglosen Bestattung aus religidsen
Grinden und der gemeinschaftlichen Bestattungsanlage fir totgeborene Kinder und
Foten - sind zu bepflanzen und dauernd instand zu halten. Bei der Bepflanzung und Pflege
sind die Belange des Umweltschutzes, insbesondere des Gewasser- und Bodenschutzes
zu beachten.

Zur Bepflanzung der Grabstatten sind nur geeignete Gewachse zu verwenden, die andere
Grabstatten und die offentlichen Anlagen und Wege nicht beeintrachtigen. Das Pflanzen,
Umsetzen oder Beseitigen von Baumen, grof3wlichsigen Strauchern und Hecken bedarf
der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Fur Schaden, die durch auf einer
Grabstatte gepflanzte Baume, Straucher, Hecken oder ahnliche Anpflanzungen an
Grabmalen, Grabeinfassungen oder sonstigen Grabausstattungen benachbarter
Grabstatten oder an offentlichen Anlagen und Wegen verursacht werden, haften die
Nutzungsberechtigten der Grabstatte, deren Bepflanzung die Schaden verursacht.

Auf den Grabstatten dirfen nur Kranze, Grabgebinde oder ahnlicher Grabschmuck
abgelegt werden, die Uberwiegend unter Verwendung von verrottbaren Materialien
hergestellt sind.

Verwelkte Blumen und Kranze sind durch die Nutzungsberechtigten von den Grabstatten

zu entfernen. Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung nach angemessener
Frist die Blumen und Kranze ohne Ankilindigung beseitigen.
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Blumen und Kranze sowie sonstiger von Grabstatten abgerdumter pflanzlicher
Grabschmuck durfen nur in die eigens dafur aufgestellten Behaltnisse bzw. den dafur
eingerichteten Platzen abgelegt werden.

Zur Wildkrautbekdmpfung durfen keine Mittel verwendet werden, die eine
Grundwasserverunreinigung verursachen kénnen.

Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung von gartnerischen Anlagen aulerhalb
der Grabstatten obliegt ausschlieRlich der Friedhofsverwaltung.

Giel3kannen, Spaten, Harken und andere Gerate dirfen nicht auf den Grabstatten oder
hinter den Grabmalen und in den Anpflanzungen aufbewahrt werden.

Grabflachen von Grabstatten in Feldern mit zusatzlichen Gestaltungsvorschriften durfen
nicht mit Kies bestreut oder vollstandig mit Steinen belegt werden.

§ 38 Herrichtungsverpflichtung und friedhofswiirdige Unterhaltung

Alle Grabstatten missen im Rahmen der Vorschriften des § 37 hergerichtet und dauernd
Instand gehalten werden.

Reihen- und Urnenreihengrabstatten muassen innerhalb von 6 Monaten nach der
Bestattung, Wahl- und Urnenwahlgrabstatten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb
des Nutzungsrechts bzw. der zuletzt vorgenommenen Beisetzung hergerichtet werden.

Wird eine Reihengrabstatte wahrend der Dauer der Ruhefrist, eine Wahlgrabstatte
wahrend der Dauer des Nutzungsrechts Uber einen langeren Zeitraum nicht entsprechend
den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in friedhofswiirdiger Weise instand gehalten
und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene
Frist zur Durchfuhrung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Ist der Verantwortliche nicht
bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, gentigen als Aufforderung eine
offentliche Bekanntmachung und ein Aufkleber auf dem Grabmal bzw. der sonstigen
baulichen Anlage, der fur die Dauer von einem Monat angebracht wird. Nach erfolglosem
Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstatte kann die
Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten
abrdumen, einebnen und einsahen lassen.

VIl. Schluss- und Ubergangsvorschriften
§ 39 Ubergangsregelung
Bei Grabstatten, Uber welche die Stadt Gladenbach bei In-Kraft-Treten dieser
Friedhofsordnung bereits verfiigt hat, bestimmt sich die Nutzungsdauer und die

Gestaltung nach den zum Zeitpunkt des Erwerbs des Nutzungsrechts geltenden
ortsrechtlichen Vorschriften.

(2) Vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung entstandene Nutzungsrechte von unbegrenzter

Dauer werden je nach Grabart auf die nach dieser Satzung flr Reihengraber bzw.
Wahlgraber geltende Nutzungszeit begrenzt. Die Nutzungszeit endet jedoch nicht vor
Ablauf der Ruhefrist der zuletzt vorgenommenen Beisetzung; ist die Ruhefrist fiir die
zuletzt vorgenommene Beisetzung bereits abgelaufen, endet die Nutzungszeit 12 Monate
nach In-Kraft-Treten dieser Satzung.
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(3) Vor dem 01.01.2004 aufgestellte Grabmale, Einfassungen und sonstige
Grabausstattungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhefrist bei Reihen-
und Urnenreihengrabstatten bzw. nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl- und
Urnenwahlgrabstatten durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Erfolgt der Abbau
und die Entsorgung durch die Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragte sind die hierftr
entstehenden Kosten nach der jeweiligen Gebulhrenordnung zum Zeitpunkt der
Durchfuhrung der Arbeiten zu erstatten. Kommen die Nutzungsberechtigten ihren
Verpflichtungen nach S. 1 nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die
Grabstatte auf deren Kosten abraumen zu lassen.

§ 40 Listen
(1) Es werden folgende Listen gefuhrt:

a) Ein Grabregister der beigesetzten Personen mit den laufenden Nummern der
Reihengrabstatten, der  Wahlgrabstatten, der Urnengrabstatten, der
Urnenbaumgrabstatten, der sarglosen Bestattungen aus religidsen Grinden und der
Positionierung im anonymen Rasen- und Urnenfeld und auf der gemeinschaftlichen
Bestattungsanlage fiir totgeborene Kinder und Foten.

b) eine Namenskartei der beigesetzten Personen unter Angabe des
Beisetzungszeitpunktes,

c) ein Verzeichnis nach § 35 Abs. 4 dieser Satzung.

(2) Eswird ein Verzeichnis der Nutzungsberechtigten mit Namen und Anschrift gefuihrt. Diese
Daten werden zum Ende des Jahres, in dem das Grab geraumt wurde, geldscht.

(3) Diese Listen und Verzeichnisse kdnnen auch digitalisiert gefuhrt werden.

(4) Zeichnerische Unterlagen, Gesamtplane, Belegungsplane und Grabmalentwiirfe sind von
der Friedhofsverwaltung zu verwahren.

§ 41 Gebihren

Fir die Inanspruchnahme (Benutzung) des Friedhofs und seiner Einrichtungen und Anlagen
sowie fur damit zusammenhangende Amtshandlungen der Friedhofsverwaltung sind
Geblhren nach der jeweils geltenden Geblhrenordnung zur Satzung Uber die
Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach zu entrichten.

§ 42 Haftung

Die Stadt Gladenbach haftet nicht fiir Schaden, die durch nicht satzungsgemalie Benutzung
der Friedhofe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere
entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Uberwachungspflichten. Sie haftet
nicht fiir Diebstahl. Im Ubrigen haftet die Stadt nur fir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit.

§ 43 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
a) auRerhalb der gem. § 6 festgelegten Offnungszeiten den Friedhof betritt oder sich dort
aufhalt,

b) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. b) Waren oder gewerbliche Dienste anbietet,
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c) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. ¢) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nahe einer
Bestattung stdérende Arbeiten ausfihrt,

d) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne
Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmafig Film-, Ton-, Video- oder
Fotoaufnahmen erstellt oder verwertet,

e) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. e) Plakate anbringt bzw. Druckschriften verteilt,

f) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. g) Abraum und Abfélle aullerhalb der hierfur
vorgesehenen Platze ablegt,

g) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. h) Tiere mitbringt (ausgenommen Blinden- und
Assistenzhunde),

h) entgegen § 9 Abs. 1 gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhof ohne vorherige
Zulassung durch die Friedhofsverwaltung ausfuhrt,

i) entgegen § 9 Abs. 7 gewerbliche Arbeiten an Sonn- oder Feiertagen oder aufierhalb
der festgelegten Zeiten ausfihrt,

j) entgegen § 9 Abs. 8 Werkzeuge und Materialien auRerhalb genehmigter Stellen lagert
oder gewerbliche Gerate an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs reinigt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e von 5,-- € bis 1.000, -- € (§ 17 Abs. 1
Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG), bei fahrlassiger Zuwiderhandlung bis 500,--
€ geahndet werden. Die GeldbulRe soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das satzungsmaRige Héchstmal
hierzu nicht aus, so kann es Uberschritten werden.

Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils glltigen Fassung findet

Anwendung; zustandige Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWIG ist
der Magistrat der Stadt Gladenbach.

§ 44 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.06.2024 in Kraft.

Die bisherige glltige Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom
24.06.2010, in Kraft getreten am 09.07.2010 und die 1. Satzung zur Anderung der Satzung
uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom 13.10.2016, in Kraft getreten am
21.10.2016, treten aulRer Kraft.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit dem hierzu ergangenen Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach vom 16.05.2024 (bereinstimmt und
dass die fur die Rechtswirksamkeit mafligebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Gladenbach, den 17.05.2024

Der Magistrat der Stadt Gladenbach

Peter Kremer
Blrgermeister
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STADT GLADENBACH Gladenbach, den 25.04.2024
FD Standesamt und Friedhofsverwaltung

Az.: Vorlage Nr. VL-743/2024
BESCHLUSSVORLAGE
- Offentlich -

Beratungsfolge Termin TOP Nr.
Magistrat der Stadt Gladenbach 29.04.2024

Haupt - und Finanzausschuss 14.05.2024
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach 16.05.2024
Betreff:

Neufassung der Gebiihrenordnung zur Satzung uber die Friedhofsordnung der Stadt
Gladenbach

Erlauterung und Begriindung:

Die momentan gultige GebUhrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung der Stadt Gladen-
bach ist vom 18.12.2003, in Kraft getreten am 01.01.2004, die 1. Anderungssatzung der Gebiihren-
ordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom 16.11.2006, in Kraft getreten am 01.12.2006,
die 2. Anderungssatzung der Gebiihrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom
23.08.2012, in Kraft getreten am 31.08.2012 und der 3. Anderungssatzung der Geblhrenordnung
zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom 11.12.2014, in Kraft getreten am 19.12.2014.

Eine Uberarbeitete Neufassung der Gebihrenordnung zur Satzung Uber die Friedhofsordnung der
Stadt Gladenbach wurde am 21.03.2024 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossen.

Der Beschluss dieser Neufassung durch die Stadtverordnetenversammlung vom 21.03.2024 wird auf-
grund redaktioneller Anderungen aufgehoben und nochmals angepasst.
Die Aktualisierungen sind in der Anlage (Entwurf Gebiihrenordnung) farblich markiert.

Die Verwaltung empfiehlt, die Gebuhrenordnung zur Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt
Gladenbach in der vorgelegten und aktualisierten Fassung zu beschlieRen und zum 01.06.2024 in
Kraft treten zu lassen.

Angabe Haushaltsmittel (wenn benétigt):

Kostenstelle:55301
Sachkonto: 5101010 Bestattungsgebtihren

Beschlussvorschlag:

Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung ber die Neufassung der Gebuhrenordnung zur
Satzung uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom 21.03.2024 wird aufgehoben.

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach beschlie3t die vorliegende Neufassung
der Geblhrenordnung zur Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach.
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Diese Gebuhrenordnung zur Satzung uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach tritt am
01.06.2024 in Kraft. Die momentan gultige Gebuhrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsord-
nung der Stadt Gladenbach ist vom 18.12.2003, in Kraft getreten am 01.01.2004, die 1. Anderungs-
satzung der Geblihrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom 16.11.2006, in Kraft ge-
treten am 01.12.2006, die 2. Anderungssatzung der Geblhrenordnung zur Friedhofs- und Bestat-
tungsordnung vom 23.08.2012, in Kraft getreten am 31.08.2012 und der 3. Anderungssatzung der
Geblhrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom 11.12.2014, in Kraft getreten am
19.12.2014, treten aulRer Kraft.

Anlage(n):

1. Entwurf Neufassung der Geblhrenordnung zur Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt
Gladenbach

Marina Vornberger Rudiger Gotze Peter Kremer
Sachbearbeiter/in Fachbereichsleiter/in Blrgermeister

Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-743/2024 Seite 2 von 2



7.09

GEBUHRENORDNUNG
zur Satzung uber die Friedhofsordnung
der Stadt Gladenbach

Aufgrund der §§ 5 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. I. S. 142), zuletzt geandert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBI. S. 90, 93) der §§ 1 bis 6a und 9, 10 des Hessischen
Gesetzes Uber kommunale Abgaben in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBI. I. S. 134),
zuletzt gedndert durch Art. 4 des Gesetzes vom 20.07.2023 (GVBI. S. 582) und des § 41 der
Satzung uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom 01.06.2024 hat die
Stadtverordnetenversammlung in der Sitzung am 16.05.2024 fiir alle bestehenden Friedhdéfe
der Stadt Gladenbach folgende Gebuhrenordnung zur Satzung tber die Friedhofsordnung
der Stadt Gladenbach beschlossen, die hiermit 6ffentlich bekannt gemacht wird:

l. Gebiihrenpflicht
§ 1 Gebuhrenerhebung

Flr die Benutzung der stadtischen Friedhdfe und ihrer Einrichtungen und Anlagen werden flr
die Leistungen nach der Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom
01.06.2024 Gebtihren nach dieser Gebiihrenordnung erhoben.

§ 2 Gebuhrenschuldner/in
(1) Schuldner/in der Geblhren fiir Leistungen nach der Friedhofsordnung sind:

a) Bei Erstbestattungen diejenigen Personen, die nach dem Hessischen Friedhofs-
und Bestattungsgesetz (FBG) bei Verstorbenen die erforderlichen
Sorgemalinahmen zum Schutz der Gesundheit und der Totenruhe zu veranlassen
haben. Angehdrige in diesem Sinne sind der Ehegatte, Verwandte ersten und
zweiten Grades, Adoptiveltern und -kinder.

Lebte der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Heim, einem Lager,
einer Sammelunterkunft oder einer ahnlichen Einrichtung, so ist der Direktor oder
Leiter des Krankenhauses, der Anstalt, des Heimes oder Lagers oder deren
Beauftragte Verpflichteter im obigen Sinne, wenn Angehdérige innerhalb der fur die
Bestattung bestehenden Zeit nicht aufzufinden sind.

b) Bei Umbettungen und Wiederbestattungen der/die Antragsteller/in.

(2) Far die Gebuhrenschuld haftet in jedem Falle auch:

a) die Antragstellerin oder der Antragsteller
b) diejenige Person, die sich der Stadt Gladenbach gegenuber schriftlich zur
Tragung der Kosten verpflichtet hat.

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.
§ 3 Entstehung der Gebiihrenschuld, Falligkeit
(1) Die Gebihrenschuld entsteht bei Inanspruchnahme von Leistungen nach der

Friedhofsordnung, und zwar mit der Anmeldung des Todesfalles bzw. mit der
Beantragung der jeweiligen Leistung.
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(2) Die Gebuhren sind sofort nach Bekanntgabe des entsprechenden
Gebuhrenbescheides fallig.

§ 4 Rechtsbehelfe
Die Rechtsbehelfe gegen Gebliihrenbescheide aufgrund dieser Satzung regeln sich nach den
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gultigen Fassung.

§ 5 Beitreibung
Fir die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen dieser Satzung erlassenen
Geblhrenbescheide  gelten  die  Vorschriften des  Hessischen  Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes (HVwWVG) in der jeweils glltigen Fassung.
§ 6 Stundung und Erlass von Gebiihren

Im Falle nachgewiesener Bedurftigkeit kdnnen die in den §§ 8 - 14 dieser Geblhrenordnung
bezeichneten Gebihren durch den Magistrat der Stadt Gladenbach gestundet,
niedergeschlagen, ganz oder teilweise erlassen werden.

§ 7 Aufrechnung
Aufrechnungen gegen Gebihren, die nach dieser Gebuhrenordnung erhoben werden, sind
nur im Rahmen der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen zulassig.

Il. Gebiihren

§ 8 Gebiihren fiir die Benutzung der Friedhofskapelle oder der
Leichenhalle

Fur die Benutzung der Friedhofskapelle und/oder der Leichenhalle werden folgende
Gebuhren erhoben:

a) fur die Benutzung der Friedhofskapelle in Gladenbach,

Mornshausen und Weidenhausen 120,00 €
in allen Gbrigen Stadtteilen 90,00 €
b) flr die Heizung der Friedhofskapelle 50,00 €
c) fur die Aufbewahrung einer Leiche 60,00 €

§ 9 Bestattungsgebiihren
Fir das Ausheben und Schlie3en eines Grabes werden folgende Geblhren erhoben:

a) fur die Bestattung der Leiche eines Erwachsenen oder eines Kindes vom
5. Lebensjahr ab
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1. in einem Reihengrab 700,00 €
2. in einem Wahlgrab
2.1 Erstbestattung 700,00 €
2.2 jede weitere Bestattung 1.500,00 €

b)  fir die Bestattung der Leiche eines Kindes unter 5 Jahren
einschliel3lich Totgeburten und Féten
(gem. § 28 der Satzung Uber die Friedhofsordnung
der Stadt Gladenbach) 200,00 €

c) fir die Beisetzung einer Aschenurne 300,00 €

§ 10 Umbettungsgebiihren

Fir Umbettungen werden folgende Gebiihren erhoben:

a) fir die Umbettung einer Leiche

1. innerhalb des Friedhofs
1.1 in ein Reihengrab oder als Erstbelegung in ein Wahlgrab 2.200,00 €

als Zweitbelegung in ein Wahigrab 2.800,00 €

2. innerhalb der Stadt
2.1 in ein Reihengrab oder Erstbelegung in ein Wahlgrab 2.400,00 €
2.2 als Zweitbelegung in ein Wahlgrab 3.000,00 €
3. in eine andere Stadt/Gemeinde 2.200,00 €

b)  Handelt es sich um Leichen von Kindern unter 5 Jahren, so betragt die Gebihr
50 % der vorstehenden Satze.

C) Far die Umbettung einer Aschenurne betragt die Umbettungsgebuhr

1. innerhalb des Friedhofs 300,00 €

2. innerhalb der Stadt 400,00 €

3. in eine andere Stadt/Gemeinde 400,00 €
§11

Die Gebuhren nach den §§ 8 und 9 entfallen ganz oder teilweise, wenn die Leistungen von
dem Gebuhrenpflichtigen nicht in Anspruch genommen werden bzw. wenn entsprechende
Einrichtungen nicht vorhanden sind.

§ 12 Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstitten fiir
Erdbestattungen und Urnenwahlgrabstatten

(1) Fdr den Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstatten fir Erdbestattungen auf
35 Jahre sind zu entrichten:

fur zwei Grabstellen 2.100,00 €
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fur die Hinzubelegung einer Urne in einem

bestehenden vollbelegten Wahlgrab 200,00 €
(2) Far den Erwerb von Nutzungsrechten an Urnenwahlgrabstatten auf 35 Jahre werden
erhoben:
a) fur Grabstatten (1,00 m x 1,00 m) bis zu 2 Urnen 800,00 €
b) fir Grabstatten (2,00 m x 1,00 m) bis zu 4 Urnen 1.050,00 €

Fir die Verlangerung der in Abs. 1 u. 2 bezeichneten Nutzungsrechte maximal auf die Dauer
der Ruhefrist von 25 Jahren ist eine Gebihr in der Hohe zu entrichten, die sich aus dem
Verhaltnis der Verlangerungsdauer zur urspringlichen Nutzungszeit ergibt:

a) fur Erdbestattungen je Grabstelle pro Jahr der Verlangerung 60,00 €
b) fir Urnenbestattungen je Grabstelle pro Jahr der Verlangerung 25,00 €
§ 13 Erwerb von Nutzungsrechten an Reihengrabstatten fiir

Erdbestattungen und Urnenreihengrabstatten

Fir die Uberlassung einer Reihengrabstatte fir Erd- oder Urnenbestattung werden erhoben

a) zur Beisetzung einer verstorbenen Person im Alter bis zu 5 Jahren 150,00 €
b) zur Beisetzung einer verstorbenen Person tber 5 Jahre 750,00 €
c) zur Beisetzung einer Aschenurne 500,00 €
d) zur Beisetzung einer Aschenurne im Rasengrabfeld * 700,00 €
e) zur Beisetzung einer Aschenurne in einer Baumgrabstatte * 750,00 €
f) zur Beisetzung einer Rasenerdbestattung* 1.200,00 €
g) fur die Hinzulegung einer Urne in einem bestehenden Reihengrab 200,00 €

*einschliellich der Rasenpflege wahrend der 25-jahrigen Ruhefrist

§ 14 Gebiihren fiir Grabraumung

Fur die Abraumung bzw. Beseitigung eines Grabmals oder einer Abdeckplatte und der
sonstigen baulichen Anlagen durch die Friedhofsverwaltung nach § 34 der Satzung Uber
die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach vom 01.06.2024 werden erhoben:

Fiir Erdbestattungen:
1.1 Wahlgrab 500,00 €
1.2 Reihengrab 400,00 €
1.3 Kindergrab 165,00 €
1.4 Rasenerdgrab / Rasentiefengrab 150,00 €

Fiir Urnenbestattungen:

2.1 Reihengrab und Wahlgrab bis zu 2 Urnen 250,00 €
2.2 sonstiges Wahlgrab bis zu 4 Urnen 400,00 €
2.3 Rasenurnengrab 100,00 €
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§ 15 Genehmigungsgebiihren

(1) Fur die Erteilung einer Berechtigungskarte fiur gewerbliche Tatigkeiten 40,00 €
(2) Fur die Errichtung von Grabmalen jeglicher Art 40,00 €
(3) Fur die Erteilung einer Urnenaufnahmebestatigung 20,00 €
(4) Zur Umbettung einer Leiche oder Urne 40,00 €

§ 16 Sonstige Gebiihren

Gebuhr fur die Bestattung auRerhalb der regularen Bestattungszeiten 200,00 €

§ 17 Inkrafttreten

Diese Gebuhrenordnung zur Satzung Uber die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach tritt
zum 01.06.2024 in Kraft.

Die momentan gultige Geblihrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung der Stadt
Gladenbach ist vom 18.12.2003, in Kraft getreten am 01.01.2004, die 1. Anderungssatzung
der Gebiihrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom 16.11.2006, in Kraft
getreten am 01.12.2006, die 2. Anderungssatzung der Gebihrenordnung zur Friedhofs- und
Bestattungsordnung vom 23.08.2012, in Kraft getreten am 31.08.2012 und der 3.
Anderungssatzung der Geblihrenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung vom
11.12.2014, in Kraft getreten am 19.12.2014, treten auler Kraft.

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit dem hierzu ergangenen Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach vom 16.05.2024 (bereinstimmt und
dass die fur die Rechtswirksamkeit maf3gebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Gladenbach, den 17.05.2024

Der Magistrat der Stadt Gladenbach

Peter Kremer
Birgermeister



Gladenbach

SPD

in der Stadtverordnetenversammlung Gladenbach

Gladenbach, den 26.04.2024

Prufauftrag zur Stadtverordnetenversammlung am 16.05.2024

hier: Einrichtung einer U3 Gruppe und Umzug des evangelischen
Kindergartens im Stadtteil Weidenhausen in die Gebaude der Adolph-
Diesterweg-Schule und ggfs. Umzug des Waldkindergartens in
unmittelbare Nahe.

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher,
sehr geehrte Damen und Herren,

die SPD-Fraktion stellt folgenden Prifauftrag, Uber den die Stadtverordnetenversammlung in ihrer
nachsten Sitzung einen entsprechenden Beschluss fassen moége:

Beschlussvorschlaqg:

Der Magistrat der Stadt Gladenbach wird beauftragt, zu prufen, inwiefern der evangelische
Kindergarten auf dem Gelande bzw. in die Gebaude der Adolph-Diesterweg-Schule integriert
werden kann. Um den Waldkindergarten zu erhalten, soll geprift werden, wo der Waldkindergarten
in Nahe der Adolph-Diesterweg-Schule untergebracht werden kann.

Begriindung:
Das Gebaude des evangelischen Kindergartens ist akut sanierungsbedurftig. Die baulichen und

energetischen Voraussetzungen fiir Kindertageseinrichtungen stellen uns am bisherigen Standort
vor unlésbare Aufgaben.

Ein Umzug des evangelischen Kindergartens auf das Gelande der Adolph-Disterweg-Schule kann
eine zukunfts- und tragfahige Losung flur beide Einrichtungen darstellen. Das Gelande mit
Schulgebaude bietet unserer Auffassung nach fir beide Einrichtungen ausreichend Platz. Die
vorhandene Infrastruktur kann so auch fir den Kindergarten genutzt werden (Beispiel Kiiche,
Sprachentwicklungskurse).

Notwendige An- bzw. Umbauten sind maoglicherweise wesentlich gunstiger darzustellen als ein
Neubau. Alle drei Einrichtungen Schule, Kita und Waldkindergarten erganzen sich, sodass die
Kinder vor Ort in ihrer Entwicklung geférdert werden kénnen. Es ist weiterhin zu prifen, ob die
vorhandenen Schulbusse fur die Kindergartenkinderbeférderung genutzt werden kénnen. Eine gute
Anbindung an den OPNV entlastet nicht nur Eltern, sondern verringert auch das
Verkehrsaufkommen vor dem Kindergarten.

Robby Jahnke Markus Wege
Fraktionsvorsitzender Stellv. Fraktionsvorsitzender



Gladenbach

SPD

in der Stadtverordnetenversammlung Gladenbach

Gladenbach, den 29.04.2024

Antrag zur Stadtverordnetenversammilung am 16.05.2024

hier: Umsetzung verkehrssichernde MaBRnahmen zu den morgendlichen
StoRzeiten (07:00 — 08:30 Uhr) in der Weidenhauser StraBe vornehmen
zulassen.

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher,
sehr geehrte Damen und Herren,

die SPD-Fraktion stellt folgenden Antrag, Uber den die Stadtverordnetenversammlung in
ihrer nachsten Sitzung einen entsprechenden Beschluss fassen moge:

Beschlussvorschlaq:

Die  Stadtverordnetenversammlung  beschliel3t  den Magistrat  aufzufordern,
verkehrssichernde MaRnahmen zu den morgendlichen Stof3zeiten (07:00 — 08:30 Uhr) in
der Weidenhauser Stralle umzusetzen.

Zielsetzung ist hierbei das Ermoglichen eines sicheren Schulwegs der Schulerinnen und
Schuler der Adolph-Diesterweg-Schule, sowie der auf den Bus angewiesenen Schulerinnen

und Schuler fur den Zeitraum der Ampel-Ersatzschaltung an der Baustelle Westring.

Begriindung:

Zurzeit befindet sich die Bushaltestelle Westring in Umbauarbeiten im Zuge des
barrierefreien Ausbaus. Zur Verkehrsregelung im Baustellengebiet wurde eine Ampelanlage
installiert, die den Verkehrsbereich des Westrings in den Ortsteil hinein, aus ihm heraus,
sowie zum EDEKA hin und den Ful3gangeriberweg reguliert. Diese Organisation war und
ist zwingend notwendig. Dennoch ergibt sich hieraus folgendes Problem:

Um die Ampelschaltung und daraus resultierende Wartezeiten zu umgehen, fliet der
Verkehr nun vermehrt durch die Weidenhduser Stralle. Dieses erhohte
Verkehrsaufkommen, sowie die teils unzulassige Fahrtgeschwindigkeit der Ausweichenden
sorgen gerade in Verbindung mit parkenden Autos und/oder der Absperrung an der Brucke
zwischen Metzgerei und Pizzeria zu erhohtem Gefahrdungspotenzial.



Die Weidenhauser Strale stellt fur viele Kinder und Jugendliche des Ortsteils den Grol3teil
ihres Schulwegs dar. Das Risiko eines Unfalls muss nach unserem Dafurhalten in der
momentanen Situation unbedingt verringert werden.

Robby Jahnke Markus Wege
Fraktionsvorsitzender Stellv. Fraktionsvorsitzender



CDU.......

Antrag der CDU Fraktion Gladenbach

Gladenbach, 30. April 2024

An den Stadtverordnetenvorsteher der Stadt Gladenbach
Karl-Waldschmidt-Str. 3

35075 Gladenbach

Antrag fiur die 27. Stadtverordnetenversammlung in der Sitzungsperiode 2021 bis 2026

Beschilderung und Priifung eines barrierefreien Zugangs zum Haus des Gastes

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat sich in der Gesellschafter-
versammlung der SEB Gladenbach GmbH dafiir einzusetzen, den barrierefreien Zugang zu
den R&dumlichkeiten des Haus des Gastes zu priifen und entsprechend Ooffentlich zu
beschildern.

Ziel ist es, die vorhandenen Zugangsmoglichkeiten auszuweisen und dies unabhédngig der
Offnungszeiten vom Restaurant, um gerade die oberen Hauptrdume (groRer und kleiner Saal
sowie Dr.-Leinweber-Stube) barrierefrei zu erreichen.

Nach Erreichung dieses Ziels ist die Barrierefreiheit des Objekts flir die Vermarktung und
Information der Biirgerinnen und Biirger 6ffentlich auszuweisen.

Im zweiten Schritt wird der Magistrat beauftragt sich in der Gesellschafterversammlugn der
SEB Gladenbach GmbH dafiir einzusetzten zu priifen, ob die Umsetzung einer Rampe innen
am Haupteingang nach den entsprechenden Vorgaben umgesetzt werden kann.

Begriindung:

Unsere Blrgerinnen und Birger schildern uns Kommunalpolitikern bei Veranstaltungen
immer haufiger, dass der Weg von den gekennzeichneten Parkflaichen mit Einschrankungen
vor dem Haus des Gastes gerade zu den o.g. Hauptraumen recht lang und mihsam ist.



Neben der langen Wegstrecke zum Haupteingang stellen einige Treppenstufen im Haus ein
Hindernis dar. Die Bevolkerungsstruktur wird &dlter und es ist erforderlich barrierefreie
Besuche zu ermoglichen.

Dabei sind Anzahl der Nutzer fir diese Losungen mit den Umsetzungskosten abzuwagen. Die
CDU Fraktion pladiert fur die Kennzeichnung der Einfahrt sowie dem Ausweisen von 2-3
Stellplatzen hinter dem Haus des Gastes (gegeniiber dem Parkplatz des Schwimmbads). In
diesem Bereich stehen in der Regel stadtische Fahrzeuge und es sind E-Ladesdulen fest
installiert, die selbstverstandlich weiterhin Bestand haben sollten.

Als erweiterte Option fiir die Barrierefreiheit im Haus des Gastes ist bitte zu priifen, ob die
Installation einer Rampe im Eingangsbereich moglich ist. Aufgrund der Steigung ist diese
unter Umstanden nicht allein durch die betroffene Person zu bewadltigen. Die CDU
Gladenbach empfiehlt, fir eine Losung Vergleichsangebote einzuholen, um Uber eine
realistische Installation nach Abwagung Kosten/Nutzen in der Gesellschaft abzustimmen.

Der Antrag soll in folgenden Ausschiissen beraten werden:

Haupt — und Finanzausschuss X

Ausschuss fiir Jugend und Sport,
soziale und kulturelle Angelegenheiten

Bau- und Planungsausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt, Energie und Zukunft

Mit freundlichen GriRRen

Christiane Drha Stefan Runzheimer

Fraktionsgeschéaftsfihrerin Fraktionsvorsitzender




An den

CDU-Fraktion Gladenbach

- Antrag zur Stadtverordnetenversammliung -

Stadtverordnetenvorsteher der Stadt Gladenbach
Karl-Waldschmidt-Str.3
35075 Gladenbach

30.04.24

Antrag fiir die 27. Stadtverordnetenversammlung in der Sitzungsperiode 2021 bis 2026

betreffend Veroffentlichung von Abstimmungsergebnissen im Amtsblatt

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t, dass:

1.

Der Magistrat beauftragt wird, zu veranlassen, dass die zur Abstimmung stehenden
Beschlussvorschlage der Stadtverordnetenversammlung inkl. dem Abstimmungsergebnis so
schnell wie moglich Amtsblatt der Stadt Gladenbach unter der Rubrik ,,Abstimmung der
Stadtverordnetenversammlung” veroffentlicht werden. Dem Magistrat wird es freigestellt z.
B. aus Griinden der Optimierung der Seitenzahl die Abstimmungsergebnisse auf mehrere
Ausgaben der Amtsblatter zu verteilen. Auf eine Wiedergabe der Abstimmungen zu jedem
Trager offentlicher Belange bei Abstimmungen (iber Flachennutzungplandanderungen sowie
Bebauungsplane wird aus Platzgriinden verzichtet.

Die unter Punkt 1 genannten Verdéffentlichungen im Amtsblatt sollen die
Abstimmungsergebnisse getrennt nach Fraktionen beinhalten.

Sollte eine namentliche Abstimmung zur Anwendung kommen, sind die entsprechenden
Ergebnisse ebenfalls zu veroffentlichen.

Die unter Punkt 1 bis 4 genannten Beschlisse sollen auch auf der Homepage der Stadt
Gladenbach der Offentlichkeit zugdnglich gemacht werden. Hier ist sind Synergien im Zuge
der Einflihrung des Digitalensitzungsdienstes zu nutzen.

Begriindung:

Wir leben in Zeiten, in denen das Vertrauen zwischen der Bevolkerung und der Politik maBgeblich
durch fehlende Transparenz in Mitleidenschaft gezogen wurde und wird.

Es ist nach Auffassung der CDU Gladenbach das gute Recht der Biirgerinnen und Biirger, neben der
Presse und den daraus hervorgehenden Berichten, auch direkt von der Stadt Gladenbach tber die
Geschehnisse in der Stadt in Kenntnis gesetzt zu werden. Auch andere Kommunen wie z. B. die
Gemeinde Lohra haben ein entsprechendes Konzept in ihren Veroffentlichungen eingefiihrt. Darlibe r



hinaus werden im Rahmen von Digitalensitzungsdiensten nicht nur Beschlussvorlagen sondern auch
die Ergebnisse veréffentlicht. An diesen Beispielen kann sich die Umsetzung fiir die Stadt Gladenbach
orientieren.

Wir erhoffen uns dadurch, dass den Menschen in der Flache und unabhangig von
Zeitungsabonnements ermoglicht wird, die Entscheidungen der STVV mitverfolgen zu kénnen und
sehen es als wichtig an, wenn sich die Birger ein Bild Giber das Abstimmungsverhalten und die
Antrage der einzelnen Fraktionen machen kdnnen. Dieser Antrag tragt dazu bei, Blirgerndhe
herzustellen und die Blirger an den politischen Prozessen und deren Ergebnisse teilhaben zu lassen.

Beziiglich der Anderungen an Flichennutzungsplanen und der Abstimmungen iiber Bebauungsplinde
gibt es bereits jetzt umfangreiche Einsichtmdoglichkeiten in die Unterlagen, so dass hier auf die
Veroffentlichung der Abstimmungen zu den Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange
verzichtet werden kann.

Eine Verteilungen auf mehrere Ausgaben schafft flexibilitdt und tragt ebenso wie Synergien mit dem
Digitalensitzungsdienst dazu bei die Kosten moglichst gering zu halten.

Durch diesen Antrag werden Birgerinnen und Blirger neben der Presse auch lber das jedem zur
Verfiigung stehende Amtsblatt und Giber das Internet informiert.

Es steht also jedem Biirger eine entsprechende Plattform zur Verfligung, Unabhangig von Abo’s, und
einem Internetzugang.

Der Antrag soll bitte in folgenden Ausschiissen beraten werden:

Haupt- und Finanzausschuss X

Ausschuss fiir Jugend und Sport, soziale und kulturelle Angelegenheiten

Bau- und Planungsausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt, Energie und Zukunft

Mit freundlichen GriiRen

Marc Bastian Stefan Runzheimer

Stadtverordneter Fraktionsvorsitzender




	Dokumente
	Bekanntmachung 16.05.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gladenbach  (exportiert: 14.05.2024)

	Tagesordnungspunkte
	I. öffentliche Sitzung
	6. Ortsgericht Gladenbach III
Wiederwahl des Ortsgerichtsschöffen Hartmut Benner VL-741/2024
	Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-741/2024 - Ortsgericht Gladenbach IIIWiederwahl des Ortsgerichtsschöffen Hartmut Benner (exportiert: 25.04.2024)

	7. Änderung des Bebauungsplanes „Im Applergraben“, Stadtteil Mornshausen,
Flur 2, Flurstücke 128, 133 und 120 VL-733/2024
	Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-733/2024 - Änderung des Bebauungsplanes „Im Applergraben“, Stadtteil Mornshausen,Flur 2, Flurstücke 128, 133 und 120 (exportiert: 18.04.2024)
	Begründung Vereinfachtes Verfahren (kein Umweltbericht) (exportiert: 18.04.2024)
	P:\SP\GLADENBA\bmoa1\Zeichnungen\bmoa1_2d6 BPÄ (1) (exportiert: 18.04.2024)
	Abwägungen erstellen (exportiert: 18.04.2024)
	Abstimmungsprotokoll Applergraben (exportiert: 18.04.2024)


	8. Entwurfs- und Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplans
„Bahnhofsgelände / WESO-Werksgelände“, Erdhausen VL-740/2024
	Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-740/2024 - Entwurfs- und Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplans„Bahnhofsgelände / WESO-Werksgelände“, Erdhausen (exportiert: 25.04.2024)
	BPL_Bahnhof-WESO1Aend_Uebersicht (exportiert: 25.04.2024)
	1a [A4-Veroeff]
	Ansichtsbereich-18
	Ansichtsbereich-20


	BPL_Bahnhof-WESO1Aend_Entwurf (exportiert: 25.04.2024)
	2-A3-BPL-Planteil
	Ansichtsbereich-16
	Ansichtsbereich-7
	Ansichtsbereich-5
	Ansichtsbereich-3

	3-A4 Planzeichen
	Ansichtsbereich-17




	9. Abweichung vom Bedarfs- und Entwicklungsplan der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Gladenbach 
Hier: Mittleres Löschfahrzeug (MLF) Abteilung Weitershausen  VL-726/2024
	Beschlussvorlage mit Haushaltsmitteln VL-726/2024 - Abweichung vom Bedarfs- und Entwicklungsplan der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Gladenbach Hier: Mittleres Löschfahrzeug (MLF) Abteilung Weitershausen  (aktualisiert: 18.04.2024)

	10. Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Durchführung der Aufgaben der Gewerbeüberwachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren ab 01.10.2024 VL-737/2024
	Beschlussvorlage mit Haushaltsmitteln VL-737/2024 - Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Durchführung der Aufgaben der Gewerbeüberwachung sowie gewerberechtlicher Ordnungswidrigkeitsverfahren ab 01.10.2024 (exportiert: 18.04.2024)
	Öffentlich-rechtliche Vereinbarung Gewerbe.pdf (exportiert: 18.04.2024)
	Mitteilung Gewerbeprüfdienst (exportiert: 14.05.2024)


	11. Neufassung der Satzung über die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach VL-742/2024
	Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-742/2024 - Neufassung der Satzung über die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach (exportiert: 25.04.2024)
	Satzung über die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach mit Nummer Änderung (exportiert: 25.04.2024)


	12. Neufassung der Gebührenordnung zur Satzung über die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach VL-743/2024
	Beschlussvorlage ohne Haushaltsmittel VL-743/2024 - Neufassung der Gebührenordnung zur Satzung über die Friedhofsordnung der Stadt Gladenbach (exportiert: 25.04.2024)
	Gebührenordnung zur Satzung mit Nummer Änderung (exportiert: 25.04.2024)


	14.1 Prüfauftrag der SPD-Fraktion vom 26.04.2024 betreffend Einrichtung einer U3 Gruppe und Umzug des evangelischen Kindergartens im Stadtteil Weidenhausen in die Gebäude der Adolph-Diesterweg-Schule und ggfs. Umzug des Waldkindergartens in unmittelbarer Nähe
	SPD_2024 Prüfungsantrag Kita Weidenhausen_Umzug (exportiert: 02.05.2024)

	14.2 Antrag der SPD-Fraktion vom 29.04.2024 betreffend Umsetzung verkehrssichernde Maßnahmen zu den morgendlichen Stoßzeiten (07:00 -  08:30 Uhr) in der Weidenhäuser Straße vornehmen zu lassen
	SPD_2024 Antrag Weidenhausen_Verkehrssicherheit (exportiert: 02.05.2024)

	14.3 Antrag der CDU-Fraktion vom 30.04.2024 betreffend Beschilderung und Prüfung eines barrierefreien Zugangs zum Haus des Gastes
	CDU_Antrag Barrierefreier Zugang (exportiert: 02.05.2024)
	Antrag der CDU Fraktion Gladenbach


	14.4 Antrag der CDU-Fraktion vom 30.04.2024 betreffend Veröffentlichung von Abstimmungsergebnissen im Amtsblatt
	CDU_Antrag_Abstimmungsergebnisse (exportiert: 02.05.2024)
	Ausschuss für Wirtschaft, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt, Energie und Zukunft





